
Illustration: Andreas Faust

DISPUT
ISSN 0948–2407 | 67485

MITGLIEDERZEITSCHRIFT DER PARTEI DIE LINKE
MÄRZ 2018  2 EURO

Weiter kämpfen 

Frauen dürfen seit 100 Jah-
ren wählen. Aber die Hälfte 
der Welt gehört ihnen noch 
immer nicht. Und die steht 
ihnen zu. Es muss noch viel 
geschehen. 6

Verändern

In etlichen afrikanischen 
Ländern gibt es Frauenquoten 
für Parlamente. In Deutsch-
land nicht. Ein Paritätsgesetz 
könnte für mehr weibliche 
Abgeordnete sorgen. 13

Selbst bestimmen  

Viele Beschäftigte wollen 
weniger arbeiten. So kann 
auch Haus- und Sorgearbeit 
zwischen Männern und 
Frauen gerechter verteilt 
werden. 18
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VOR-GELESEN 
VON ???

 D
er Koalitionsvertrag ist 
geschrieben. Die Neu-
aufl age der Großen 
Koalition – die den Zu-
satz »groß« weder in-

haltlich noch arithmetisch ver-
dient — ist auf allen wesentlichen 
Politikfeldern eine Enttäuschung. 
Sie sorgt weder für mehr Gerech-
tigkeit, in dem sie endlich rück-
verteilt, was sich die Millionäre 
und Millionärinnen nach vier Jahr-

zehnten Neoliberalismus angeeignet 
haben, noch nimmt sie sich vor, die 
Klimaschutzziele zu erreichen oder 
Mieterinnen und Mieter vor Mietwu-
cher schützen. Und während Union 
und SPD die eigenen Jobs als Minis-
ter und Ministerinnen gut verteilt ha-
ben, bleiben weiterhin Millionen Be-
schäftigte befristet. Aber vielleicht 
setzt die SPD-Basis dem ja ein En-
de. Mehr zum Koalitionsvertrag auf 
Seite 4.
Nach der Bundestagswahl ist vor der 
Europawahl, die ihren Schatten vor-
aus wirft. Der Präsident der Europä-
ische Linken, Gregor Gysi, erinnert 
auf Seite 20 an die Pfl icht der Linken 
in Europa, vereint für ein soziales 
Europa zu kämpfen. Ein Appell, der 
in Zeiten wachsenden Rechtsradika-
lismus‘ nicht überhört werden sollte.
Heute ist es unvorstellbar, aber bis 
1918 Jahren durften in Deutsch-
land nur Männer wählen. Das und 
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der Internationale Frauentag am 
8. März  sind Anlass für den femi-
nistischen Schwerpunkt in die-
ser Ausgabe, in der AutorInnen Bi-
lanz ziehen und weitere Schritte 
für eine wirkliche Gleichstellung 
fordern. Hoffentlich braucht es 
keine weiteren 100 Jahre bis end-
lich die Berufe, in denen vornehm-
lich Frauen arbeiten, nicht mehr 
schlechter bezahlt werden.

Thomas Lohmeier ist Leiter des 
Bereichs Medien, Öffentlichkeits-
arbeit, Bürgerdialog in der Bundes-
geschäftsstelle der LINKEN in Berlin
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DISPUT fragt jeden Monat ein Mitglied 
unserer Partei nach dem vollen Ernst im 
richtigen Leben.

FRAGEZEICHEN

Mich gegen die Diskriminierung und gesellschaftliche Rollenzuweisung auf-

grund des Geschlechtes in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik einzusetzen. 

Dass Care- und Reproduktionsarbeit ihrer zentralen Bedeutung entsprechend 

gewürdigt werden. Was ist für dich links? Solidarität. Eine gleichberechtig-

te menschenwürdige Gesellschaft ist nur mit gerechter Verteilung von Arbeit 

und Care Arbeit und der Aufl ösung ungerechter Vermögensverhältnisse rea-

lisierbar. Wenn du Parteivorsitzende wärst ... würde ich mich einsetzen für 

Grundgesetz Art.3 Satz 2 »…die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberech-

tigung von Frauen und Männern und … die Beseitigung bestehender Nachtei-

le«. Dazu gehört ein Paritätsgesetz auf allen politischen Ebenen, um die politi-

sche Partizipation der Frauen sicherzustellen. Wovon träumst du? Dass die 

Gesellschaft die tollen wissenschaftlichen, kreativen Ideen und Ansätze zum 

Wohle aller umzusetzt, statt der zerstörerischen Jagd nach Profi t und Macht an-

zuhängen. Wann fühlst du dich gut? Bei anregenden Gesprächen mit Freun-

den bei Spaziergängen, in Cafés, in Museen, aber auch wenn ich mich selbst 

künstlerisch auslebe (male, Geschenke verpacke, stricke). Welche Rolle spie-
len Kunst und Kultur in deinem Leben? Ich habe mein Abitur im musischen 

Gymnasium abgelegt. Wo immer ich bin, versuche ich entsprechende örtliche 

Angebote zu nutzen. Kunst und Kultur verbindet und sollte allen zugänglich 

sein Worüber lachst du besonders gern? Über gutes politisches Kabarett 

und mit lieben Menschen vor Vergnügen. Wovor hast du Angst? Vor der Ar-

roganz Mächtiger, die meinen, alles kann geregelt werden und damit Zerstö-

rung und irreversiblen Schaden an Umwelt und Natur anrichten. Wie lautet 
dein Lebensmotto? »Jedes Ding hat 3 Seiten, eine positive, eine negative und 

eine komische.« (Karl Valentin)

Helene Füllgraf, geboren 1956, wechselte nach einer Ausbildung zur Chemisch-technischen Assis-
tentin in die IT-Branche. Sie ist Mitglied des KV München und im Sprecherinnenrat der BAG LiSA

Helene, was 
ist für dich 
feministisch?

Foto: Fotostudio Am Kurfüstenplatz 
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GROßE KOALITION

Soziale Ignoranz
Der Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD zeigt: Die Bundesregierung geht lustlos 
in die Nachspielzeit VON JAN SCHLEMERMEYER

 Die neue Regierung steht –  
es ist die alte. Neu sind eini-
ge Personalien, zum Beispiel 

Martin Schulz als Außenminister, 
Olaf Scholz für Finanzen und Horst 
Seehofer als Minister für Heimat, 
Bauen und Inneres. Davon ist wenig 
Gutes zu erwarten. 

Der Koalitionsvertrag sieht auf 
177 Seiten 105 Prüfaufträge und die 
Einrichtung von 15 Kommissionen 
vor – rekordverdächtig beim Verta-
gen und Vertrösten. Die Bürgerversi-
cherung, die Abschaffung der sach-
grundlosen Befristungen oder eine 
armutsfeste Rente wird es nicht ge-
ben. Dafür viele kleine Einzelmaß-
nahmen, oft ein Schritt vorwärts, 
zwei zurück. »Der GroKo 3 fehlt jede 
visionäre Substanz«, so die LINKEN- 
Vorsitzenden Katja Kipping und 
Bernd Riexinger.

Beispiel Wohnen: Zwei Milliarden 
Euro sollen innerhalb von drei Jah-
ren in den sozialen Wohnungsbau 
fl ießen, das reicht für 55.000 Sozial-
wohnungen. Es fehlen aber fünf Mil-

»Die SPD ist auch mit ihrer Forde-
rung nach einem Verbot sachgrund-
loser Befristungen gescheitert. Statt-
dessen hat sie sich mit einer Ober-
grenze abhängig von der Unter-
nehmensgröße auf einen typischen 
faulen  Kompromiss geeinigt«, stellt 
Bernd Riexinger fest. Kettenbefris-
tungen und die Anzahl von Befris-
tungen pro Unternehmen werden be-
grenzt:  auf zwei Prozent in Betrieben 
über 250 Beschäftigten oder höchs-
tens fünf in Betrieben bis 250 Be-
schäftigte.  Das gilt aber nur teilwei-
se für den öffentlichen Bereich.

Midijobs will die Große Koalition 
ausweiten. Das wird als Entlastung 
der Beschäftigten dargestellt, weil 
sie ja weniger Sozialabgaben zahlen 
müssten. Aber die Arbeitgeber zah-
len auch weniger, während die Be-
troffenen sich auf eine Armutsrente 
einstellen können.

In der Rente wird der bisherige 
Stand beibehalten. Wer 35 Jahre in 
die Rentenkasse eingezahlt hat soll 
eine Rente bekommen, die 10 Pro-

tem Kampf gegen Armut herrscht 
bei Schwarz-Rot soziale Ignoranz ge-
genüber den Ärmsten vor«, sagt Kat-
ja Kipping. Zwar wird das Koopera-
tionsverbot zwischen Bund und Län-
dern aufgehoben und es soll direkt in 
Schulen investiert werden, aber auch 
hier: Tropfen auf heiße Steine. Zehn 
Milliarden Euro sollen zusätzlich in 
die Bildung fl ießen. Das klingt gut, 
aber bundesweit gibt es laut GEW ei-
nem Investitionsbedarf von 34 Milli-
arden Euro –  allein für Schulen.

Es gibt keinen höheren Spitzen-
steuersatz oder eine Vermögensteu-
er. Der Solidaritätszuschlag wird zu-
nächst für 90 Prozent abgeschafft. 
Menschen mit einem Einkommen 
bis 18.000 Euro müssen ihn sowieso 
nicht zahlen. So werden die oberen 
Einkommen entlastet.

Die Klimaziele 2020 werden auf-
gegeben, für 2030 werden sie ange-
strebt. Dafür soll die Flugverkehrs-
steuer abgeschafft werden. Von För-
derung des Bahnverkehr oder einer 
Sozial-Bahn-Card steht im Koalitions-
vertrag nichts.

Fluchtursachen sollen bekämpft 
werden, aber der Rüstungsetat wird 
erhöht. Über einen Stopp von Waffen-
exporten fi ndet sich nichts. Die Liste 
der sicheren Herkunftsstaaten wird 
ausgedehnt, der Familiennachzug be-
grenzt. Eine Obergrenze von 180.000 
bis 220.000 Gefl üchtete pro Jahr ist 
vereinbart. 

Für die Union sind die geschlosse-
nen Kompromisse verschmerzbar. In 
ihren Kernfeldern Wirtschaft, Finan-
zen und Sicherheit hat sie kaum Zu-
geständnisse machen müssen. Dafür 
übernimmt mit Horst Seehofer ein 
Hardliner der CSU das Innenministe-
rium. Insgesamt ist die CSU gestärkt, 
die Martin Schulz bricht ein weiteres 
Mal sein Wort und wird Außenmi-
nister unter Angela Merkel. Mit Olaf 
Scholz tritt ein fi nanz- und innenpo-
litischer Hardliner in die Bundesre-
gierung ein. Für DIE LINKE ist klar: 
als einzige soziale Opposition gibt es 
viel zu tun.  

zent über dem regionalen Existenz-
minimum liegt. Viele – besonders 
Frauen – kommen aber nicht auf die 
35 Bei tragsjahre. Eine verbesserte 
Mütterrente gibt es, falls das Geld 
reicht. Für benachteiligte Rentne-
rinnen und Rentner im Osten wird 
ein Hilfsfonds eingerichtet: Almosen 
statt Gerechtigkeit.

An der Armut von Hartz-IV-Bezie-
henden und ihren Kindern ändert 
sich nichts, auch die vorgesehenen 
25 Euro mehr Kindergeld werden 
ihnen abgezogen. »Statt engagier-

lionen Wohnungen.  Oder in der Pfl e-
ge: 8.000 zusätzliche Stellen sollen in 
der Altenpfl ege geschaffen werden. 
Hier fehlen aber mindestens 40.000, 
in den Krankenhäusern zusätzlich 
100.000 Stellen. Die Krankenkassen-
beiträge sollen wieder zu gleichen 
Teilen von Arbeitgebern und Beschäf-
tigten getragen werden. Bürgerversi-
cherung? Fehlanzeige. Stattdessen 
soll eine Kommission bis 2019 eine 
gemeinsame Honorarordnung für 
Kassen- und Privatpatienten vorbe-
reiten. Ausgang unklar.

Die LINKEN-Vorsit-

zenden Bernd 

Riexinger und Katja 

Kipping zum 

Koalitionsvertrag: 

Soziale Politik wird 

weiterhin in der 

Opposition gemacht 

Foto: Martin Heinlein 
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 D
ie Jahreswende 1918/1919 
markierte einen bedeuten-
den Einschnitt in der deut-
schen Geschichte: Die No-
vemberrevolution beendete 

nicht nur die Monarchie, mit ihr wurde 
auch das allgemeine aktive und passi-
ve Wahlrecht für Frauen durchgesetzt. 
Dafür hatten Generationen von Frauen 
erbitterte Kämpfe geführt – gegen ei-
ne Haltung, die Frauen in den privaten, 
häuslichen Bereich verwies und die öf-
fentliche, politische Sphäre als exklusi-
ve Männerdomäne betrachtete. 
Was hat sich in 100 Jahren getan? Zu 
wenig! Heute stellen Frauen im deut-
schen Bundestag gerade einmal 31 
Prozent aller ParlamentarierInnen Frau-
en verdienen heute in Deutschland 
durchschnittlich 21 Prozent weniger als 
Männer. Zwei Drittel der geringfügig 
Beschäftigten sind Frauen und damit 
ohne eigenständige Existenzsicherung 
– Altersarmut ist damit programmiert. 
Und noch immer sind Frauen mit all-
täglichem Sexismus und männlicher 
Gewalt konfrontiert.
Unter der Parole »Power To The Polls« 
gingen Ende Januar diesen Jahres über 
eine Millionen Frauen in den USA auf 
die Straße. Sie mobilisierten gegen die 
Angriffe der Trump-Administration auf 
Frauenrechte — und für eine machtvol-
le Antwort darauf bei den Kongress-
wahlen im Herbst.
Ihre Forderungen richteten sich gegen 
Diskriminierung und männliche Gewalt 
und sexuelle Übergriffe. Sie engagier-
ten sich für das Recht auf Abtreibung 
und kämpften für existenzsichernde 
Löhne, faire Arbeitsbedingungen, ein 
bezahlbares Gesundheitssystem und 
wandten sich gegen Altersarmut. 
Mit der Offensive des Rechtspopulis-
mus droht nicht nur in den USA, son-
dern auch in Europa und in Deutsch-
land ein frauenpolitisches Roll-back. 
»Die klassische Familie muss wieder 
zum gesellschaftlichen Leitbild erho-
ben werden. … Schädliche, teure, steu-
erfi nanzierte Gesellschaftsexperimen-
te, die der Abschaffung der natürli-
chen Geschlechterordnung dienen, 

beispielsweise das Gender Mainstrea-
ming, sind sofort zu beenden«, forderte 
beispielsweise der AfD-Politiker Bernd 
Höcke. Für die Afd-Rheinpfalz ist „»die 
Dreikinder-Familie … eine biologische 
und logische Notwendigkeit, … um die 
Bevölkerungsgröße konstant zu hal-
ten.« Wir müssen uns die Frage stellen, 
warum solche rückwärtsgewandten Pa-
rolen und Position in Teilen der Gesell-
schaft verfangen? 
Eine Erklärung liegt darin, dass die 
globale Offensive des Neoliberalis-
mus zwar mit einer Ausweitung der 
Erwerbstätigkeit von Frauen verbun-
den war, aber statt mit ökonomischer 
Eigenständigkeit und Unabhängig-
keit vom Mann ist die Erwerbstätig-
keit für viele Frauen mit erzwungener 
Teilzeitarbeit, nicht existenzsichern-
der prekärer Beschäftigung und Dop-
pelbelastung verbunden. Sorgear-
beit, die früher von Frauen als Haus-
arbeit unentgeltlich geleistet wurde, 
wurde zu schlecht bezahlter (Frauen-) 
Arbeit. Oftmals wird sie in Form von 
Schwarzarbeit von MigrantInnen aus-
geübt. Wenn im Mainstream der Poli-
tik aber hauptsächlich über die Reprä-
sentanz von Frauen in Führungspositi-

Fotos: Erich Wehnert, DIE LINKE

AUS DEM HAUS

HARALD WOLF

Es hat 
sich zu 
wenig 
getan

onen von DAX-Unternehmen diskutiert 
wird, wenn die Akzeptanz von Vielfalt 
unter dem Schlagwort »Diversity« zum 
Managementkonzept für betriebswirt-
schaftliche Optimierung und die För-
derung individueller Karrierechancen 
verkommt und wenn das Elterngeld die 
Gutverdienenden begünstigt, hat dies 
wenig mit der Lebensrealität der meis-
ten zu tun. Die Gleichstellung der Ge-
schlechter droht so als Eliteprojekt 
missverstanden zu werden. Hier fi n-
det der Rechtspopulismus seinen An-
knüpfungspunkt für das Zurück zum 
traditionellen Familien- und Rollenver-
ständnis. 
Aus diesem Grund müssen wir femi-
nistische Politik immer zusammen mit 
Klassenpolitik denken.
DIE LINKE steht für die Gleichstellung 
der Geschlechter, und die Gerechtig-
keit für Frauen in der Gesellschaft, wie 
keine andere Partei. Mit unserer Kam-
pagne »100.000 Pfl egekräfte mehr« 
kämpfen wir für die Aufwertung »klas-
sischer Frauenarbeit«. Wir setzen uns 
ein für eine neue Arbeitszeitpolitik, 
die die ungleiche Arbeits- und Zeitver-
teilung zwischen den Geschlechtern 
überwindet. Wir kämpfen für eine ra-
dikale Verkürzung der Arbeitszeit. Nur 
so wird es möglich, die Erwerbsarbeit 
in der Gesellschaft, aber auch die Sor-
ge- und Hausarbeit zwischen den Ge-
schlechtern gerecht zu verteilen.
Harald Wolf ist kommissarischer Bun-
desgeschäftsführer der LINKEN. 
 

Harald Wolf ist kommissarischer 
Bundesgeschäftsführer der LINKEN.
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100 JAHRE FRAUENWAHLRECHT

Feministische Fußstapfen
Sozialistische Emanzipationsbewegung und Klassenkampf: Warum Clara Zetkin ein Vorbild 
für heutige Feministinnen ist VON FRIGGA HAUG

 In diesem Land steht eine wie kei-
ne andere für den Kampf um die 
demokratische und soziale Teil-

habe von Frauen: Clara Zetkin. Aber 
Moment, war nicht Clara Zetkin die-
jenige, die, wie übrigens auch Rosa 
Luxemburg, die Frauenfrage ganz 
und gar der Klassenfrage unterord-
nete? War nicht sie es, die in ihrer 
Zeitschrift Gleichheit und ihr ganzes 
Leben lang dafür agitierte, dass die 
Frauen in den Kampf der Arbeiter-
klasse eingereiht würden? Die dafür 
den Internationalen Frauentag ins 
Leben rief, über dessen Tradierung 
ebenfalls Widersprüchliches zu sa-
gen wäre? Die Frau also, die, sehr ver-
einfacht gesprochen, für die Frauen 
der sogenannten bürgerlichen Frau-
enbewegung nichts übrighatte, eine 
»Schrulle«, wie Rosa sagte, »auf Sand 
gebaut«, wie Clara spottete? 

Widersprüche

Ich wiegte mich die ganzen Jahrzehn-
te meiner politischen Arbeit über im 
Vorurteil, dass sie trotz Herausgabe 
der Gleichheit und ihrer Reden an 
Frauen eine einseitige Klassenkämp-
ferin gewesen sei, von der wir Heuti-
gen nichts gewinnen könnten. Woher 
hatte ich eigentlich mein Urteil? Ich 
habe früher mal geprüft, ob ich sie zu 
unseren Schulungstexten im Sozialis-
tischen Frauenbund hinzufügen soll-
te, und mich dagegen entschieden. 
Aber das ist mehr als 40 Jahre her. 
Neue Lektüre ist dringlich. Ich neh-
me die Broschüre zur Geschichte der 
proletarischen Frauenbewegung – 
die meisten Texte 1905 geschrieben, 
aber spät, 1928 noch verschärft. Und 
da steht es, wie ich es in Erinnerung 
habe: Die bürgerliche Frauenbewe-
gung hat Klassencharakter und zwar 
den falschen, sie ist »eine ernste, ge-
fährliche Macht der Gegenrevolution. 
Mit ihr kann, darf es keinen Kompro-
miss, keine Bundesgenossenschaft 
geben, sie muss geschlagen werden, 
damit die proletarische Weltrevoluti-

on siege«. Als ich 2013 den Clara-Zet-
kin-Frauenpreis der LINKEN für mein 
Lebenswerk überreicht bekam, war 
ich zunächst unsicher. In diese Fuß-
stapfen sollte ich treten? 

Ich verschaffe mir also einen 
Überblick. Ich lese Spiegelonline. 
Die Entscheidung war richtig, denn 
hier ist die Fundgrube, in der ich die 
Widersprüche fi nde, die mich nicht 
mehr loslassen. In wenigen groben 
Strichen wird der Zement gemischt, 
der den Antikommunismus des vori-
gen Jahrhunderts auf ewig festhalten 
soll. »Parteisoldat, radikal, autoritär, 
heißblütige Revolutionärin, kaltge-
stellt, an der Kremlmauer am Roten 
Platz beigesetzt, Stalin und Molotow 
trugen die Urne.« – Da sind die Zu-
taten überreichlich beisammen, die 
noch einmal Hass und totale Ab-
lehnung aufrühren. Das kleine Wo-
zu steht auch da: Sie ist »Ikone der 
Linken noch heute.« Der Artikel er-
schien zum 75. Todestag 2008. An 
ihm lässt sich gut studieren, wie der 
herrschende Konsens gebraut wird, 
mit welchen Gefühlen er spielt und 
wo also eingegriffen werden müsste. 

Ein Beispiel: Dort lese ich, Clara 
Zetkin eröffnet 1932 als Altersprä-
sidentin des Deutschen Reichstags 
die konstituierende Parlamentssitz-
ung; sie plädiert für eine Einheits-
front gegen den Faschismus, was 
ihr »die KPD-Führung diktiert«, der 
sie sich »gefügt« habe. Hier stimmt 
nichts. Es fehlt, dass ihr Plädoyer für 

die Einheitsfront gegen die Auffas-
sung der KP-Führung ihr gerade den 
Vorwurf der Rechtsabweichung ein-
gebracht hatte, sodass ihre Rede we-
der diktiert noch sie selbst fügsam 
sein konnte. Aber der Autorin, Tania 
Puschnerat – die selbst über Zetkin 
habilitierte – reicht die Verurteilung 
der über Siebzigjährigen nicht. Für 
die Feministinnen unter uns folgt der 
Verdammungssatz: »Sie war bis 1908 
die populärste Theoretikerin der sozi-
alistischen Emanzipationsbewegung. 
Deren These lautete im Wesentli-
chen: Die proletarische Frau hat sich 
– ungeachtet ihrer gesellschaftlichen 
Unterdrückung – von ihrer Mangel-
haftigkeit zu befreien und sich durch 
Selbstfi ndung zur adäquaten Part-
nerin des revolutionär gestimmten 
Mannes heranzubilden.« Gegen die 
bürgerliche Frauenbewegung sei sie 
gewesen, weil sie »einem autonomen 
Lernprozess der Frauen nicht traute«. 

Keine Phrasen

Ich gehe solch unverschämt billiger 
Hetze im Spiegel nicht weiter nach, 
sondern mache mich auf den umge-
kehrten Weg, eine andere Zetkin aus 
der Abfallgrube des alten Antikom-
munismus zu rekonstruieren.

Zeichnen wir also in groben Stri-
chen ein anderes Zetkinbild: Sie ist 
eine hinreißende Rednerin. Zu Ver-
sammlungen, auf denen sie spricht, 
kommen Tausende. Immer setzt sie 
an alltäglichen Fragen an und verfügt 
neben einem großen Pathos über die 
Gabe, sich in die Menschen hineinzu-
versetzen und ihnen so eine Sprache 
zu geben. Sie glaubt an das, was sie 
spricht und gewinnt so das Vertrau-
en der vielen. Sie vertritt nicht im-
mer das Gleiche, vor allem keine blo-
ßen Phrasen, aber ihre durchgehende 
Haltung und Parteinahme gelten der 
unbedingten, auch innerparteilichen 
Demokratie. Das macht sie unbeliebt 
bei all denjenigen, die sich weniger 
der sozialistischen Sache verpfl ich-

Mädchen 

bekommen 

weniger 

Taschengeld 

als Jungen.

Frauen 
erhalten 

fast 
22 Prozent 

weniger 
Gehalt pro 
Stunde als 

Männer.

Seniorinnen haben nur halb so 

hohe Einkünfte wie Senioren. 
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tet fühlen, als um Macht und Posten 
ringen. 

Aber wie sieht sie ihre Frauen-
politik? Zunächst: Sie fordert, kei-
ne gesonderte Frauenpolitik zu ma-
chen, weil Frauenfragen Mensch-
heitsfragen seien. Frauen seien als 
Geschlechtswesen anders als Män-
ner, und als Menschen den Männern 
gleich. Dementsprechend sucht sie 
die Lebensbedingungen für Frauen 
so zu verändern, dass sie Zeit für ei-
gene Entwicklung, fürs Lernen, fürs 
Politikmachen selber erstreiten und 
begreift »die moderne Frauenbewe-
gung [als] Ausdruck für das Ringen 
der Frau nach der Entfaltung und 
dem Ausleben der Persönlichkeit. 
Naturgemäß musste diese Bewegung 
einsetzen mit einer Rebellion, einem 

Aufl ehnen gegen die Gemeinsamkeit, 
als deren Glied die Frau vor allem in 
Betracht kam, mit der Rebellion ge-
gen die Familie«, da bisher »das Leben 
der Frau im Zeichen der Unterord-
nung unter die Familie« gestanden ha-
be. Sie entwendet den Ausdruck »da-
heim«, auch für das Leben außerhalb 
des Hauses und kritisiert zugleich 
das bürgerliche Frauenbild. Aber die 
»Frau ist ›begehrlich‹ geworden. Sie 
will nicht unter dem Manne dienen, 
sondern neben ihm, mit ihm vorwärts 
schreiten, hohen Zielen entgegen. […] 
Sie beansprucht, in seiner Welt hei-
misch zu werden und ihm im Heim 
eine Welt zu erschließen.« Gegen Le-
nins Verdikt, die deutschen Frauen 
sollten sich für die Revolution, statt 
für die sexuelle Frage und Sigmund 

Freud engagieren, protokolliert sie ih-
re Entgegnung: dass »die sexuelle Fra-
ge und die Ehefrage unter der Herr-
schaft des Eigentums und der bürger-
lichen Ordnung vielgestaltige Proble-
me, Konfl ikte, Leiden für die Frauen 
aller sozialen Klassen und Schichten 
erzeuge. Sie will das »Recht der Frau, 
über sich selbst zu verfügen.« Sie ruft 
dazu auf, Kämpfe um Zeitverfügung 
und um die Verallgemeinerung der 
fürsorgenden Arbeiten auch auf Män-
ner zu führen, dass sie mehr mensch-
liche Seiten entwickelten: »Erschließt 
die Berufstätigkeit der Frau die Welt, 
so gibt sie dem Manne das Heim zu-
rück.« Beide Persönlichkeiten wür-
den bereichert, sodass auch »die Ent-
faltung des Mannes und die Mög-
lichkeit vielseitigeren Auslebens für 
ihn« begünstigt werde. Sie plädiert 
für die »allgemeine Bildung aller, die 
als Menschen geboren sind, zu allem, 
was menschlich ist«.

Sie lebte für die sozialistische Po-
litik, die sie immer mehr nicht ohne 
feministische auffassen konnte, und 
die sie praktisch gegen eine Art pas-
siven Widerstand der antifeminis-
tischen Parteimänner erstritt. Sie 
schreibt und redet praktisch bis zu 
ihrem Tode, da sie fast nicht mehr se-
hen, nicht mehr laufen kann – zuwei-
len wird sie in einem Sessel auf die 
Rednertribüne getragen — und aus 
Schwäche kaum noch Stimme hat.

Was für ein Vorbild für uns, die 
wir feministische Politik in der LIN-
KEN machen, ist Clara Zetkin. Sie ver-
teidigt gegen alle Intrigen und Ver-
leumdungen auch in der Parteifüh-
rung das Recht auf Kritik. »Vertrau-
en ist ohne scharfe, offene Kritik der 
Fehler und Mängel unmöglich.« »In-
ternationale Disziplin und Solidarität 
sind nicht gleichbedeutend mit dem 
kritiklosen Beifallsklatschen und 
dem blinden Parieren, das auf selb-
ständiges Urteil verzichtet.« 

Frigga Haug ist eine der wichtigsten 
VordenkerInnen des marxistischen 
Feminismus

Clara Zetkin: »In der Theorie sind 
die Genossinnen schon gleichberechtigt, 

in der Praxis aber hängt der Philisterzopf 
den männlichen Genossen noch ebenso im 

Nacken wie dem ersten Spießbürger.«
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100 JAHRE FRAUENWAHLRECHT

Kein Grund zum Zurücklehnen
Soziale Garantien als Demokratiepauschale. Warum rechtliche Gleichstellung soziale 
Gleichheit voraussetzt  VON KATJA KIPPING

 Es klingt wie ein schlechter 
Scherz: »Nicht zum Falten der 
Wahlzettel sind die Hände der 

Frauen geschaffen, sondern dafür ge-
küsst zu werden, ehrfurchtsvoll, ge-
küsst, wenn es die Hände der Mutter 
sind, voll inniger Liebe, wenn es die 
der Ehefrauen und Verlobten sind: … 
bezaubern und Mutter sein, dafür ist 
die Frau geschaffen.« Diese Worte hat 
der französische Senator Alexandre 
Bérard bei einer Debatte ums Frauen-
wahlrecht zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts zum Besten gegeben. Sie stehen 
exemplarisch für ein Argumentations-
muster, wonach die Beteiligung an der 
Politik der weiblichen Natur wider-
spreche. Mit dieser Auffassung stand 
er lange Zeit nicht allein.

In dem feministischen Klassi-
ker »Das andere Geschlecht« gibt die 
Schriftstellerin Simone de Beauvoir 
einen Überblick über Einwände ge-
gen das Frauenwahlrecht: Es hieß, die 
Frau würde ihren Charme verlieren, 
wenn sie wählte. Sie beherrsche doch 
den Mann auch ohne Stimmzettel. 
»Der Platz der Frau sei das Heim; po-
litische Diskussionen würden zu Aus-
einandersetzungen zwischen den Ehe-
leuten führen.« Dass heute solche Ar-
gumente nicht mehr ziehen, sondern 
nur diejenigen diskreditiert, die sie 
aussprechen, ist das Ergebnis langer 
harter Kämpfe.

Zwischen der Forderung nach 
dem Frauenwahlrecht in Olympe de 
Gouges‘ Erklärung der Frauen- und 
Bürgerinnenrechte von 1791 und der 
Einführung im letzten Land Europas, 
1984 in Lichtenstein, liegen fast 200 
Jahre. Es ist ein großer Sieg der Frau-
enbewegung, dass im Laufe des 20. 
Jahrhunderts weltweit Frauenrechte 
wie das Wahlrecht errungen worden. 
Heute, zu Beginn des 21. Jahrhunderts, 
besteht die Herausforderung darin, 
dafür zu sorgen, dass Frauen welt-
weit diese Rechte tatsächlich wahr-
nehmen. Leider gibt es keinen Grund, 
sich beruhigt zurückzulehnen. 

Im Deutschen Bundestag sind 69 
Prozent aller Mandate von Männern 

besetzt. Frauen stellen deutlich selte-
ner den Betriebsratsvorsitz als Män-
ner. Demokratische Teilhabe fi ndet ja 
nicht nur alle vier Jahre in der Wahl-
kabine statt. Offensichtlich ist es nicht 
so, dass die rechtliche Gleichstellung 
automatisch dazu führt, dass Frauen 
sich genauso po li tisch einmischen wie 
Männer. Die Ursachen dafür sind tief 
in die Geschlech ter ver hältnisse unse-
rer Gesellschaft eingeschrieben. Da-
mit Frauen demokratisch teilhaben 
können, sind soziale Grundlagen er-
forderlich. Dazu gehören eine wohn-
ortnahe Kinderbetreuung und Ganz-
tagsschulen ebenso wie eine Umver-
teilung der Sorgearbeit zwischen den 
Geschlechtern.

Die fehlende politische Teilhabe 
hat Folgen: Noch immer gibt es den 
Paragraphen 218: Schwangerschafts-
abbruch ist nur unter bestimmten 
Umständen nicht strafbar. Die Frau-
enärztin Kristina Hänel wurde zu ei-
ner Geldstrafe von 6.000 Euro verur-
teilt, weil sie auf ihrer Homepage über 
Abtreibungsmethoden informierte. 

Politische Teilhabe setzt soziale 
Teilhabe voraus. So liegt die Wahlbe-
teiligung in sozial schwächeren Regi-
onen deutlich niedri ger als in jenen 

mit hohen Einkommen. In Branchen 
mit hohen Ein kommen organisieren 
sich deutlich mehr Frauen in Gewerk-
schaften als in Niedriglohn bereichen. 
In Deutschland sind Frauen über-
durchschnittlich stark von Armut be-
troffen. Jede dritte alleiner ziehen de 
Frau bezieht Hartz IV. Frauen verdie-
nen durchschnittlich immer noch 21 
Prozent weni ger als Männer. Das liegt 
unter anderem daran, dass sie viel 
häufi ger in Teilzeit und in schlecht 
bezahlten Jobs arbeiten, zum Bei-
spiel in der Pfl ege. Da der Anteil der 
von Armut gefährdeten Menschen in 
Deutschland insgesamt steigt, kommt 
es nicht nur zunehmend zu einer Öff-
nung der sozialen, sondern auch der 
Demokratieschere. Dies trifft vor al-
lem: Frauen. 

Rosa Luxemburg nannte die sozia-
len Garantien des Lebens als Voraus-
setzung für die Teilhabe eines jeden 
an der Gesellschaft. So wirkt die sank-
tionsfreie Mindestsicherung in Höhe 
von 1.050 Euro, die wir fordern, auch 
wie eine Demokratiepauschale. Sie 
kann die Bedingungen dafür schaf-
fen, dass Menschen und insbesonde-
re Frauen es leichter haben, sich poli-
tisch einzumischen. 

Erschöpfte Jungs: Bernd Riexinger und Genossen nach einer Aktion zum 

internationalen Frauentag 2017. Auch in diesem Jahr verteilen LINKE am 8. März 

Blumen und Informationsmaterial mit unseren Forderungen für die Pfl ege. 

Wir wollen 100.000 zusätzlichen Stellen in Klinken schaffen Foto: Martin Heinlein
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Vieles erreicht, vieles fehlt
Wo stehen wir 100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts? Und wie kommen wir weiter? 
SECHS AUTORINNEN ANTWORTEN

Christina Kaindl: 
Kämpfe gehören 
zusammen

Das allgemeine Frauenwahlrecht 
wurde von den sozialistischen Frau-
en auf die Tagesordnung gesetzt. Und 
es ist kein Zufall, dass es unmittel-
bar nach der Revolution 1918 und 
der Ausrufung der Republik einge-
führt wurde. Die bürgerliche Frau-
enbewegung war Anfang des 20. 
Jahrhunderts noch mit einem ein-
geschränkten Frauenwahlrecht zu-
frieden gewesen. Sozialistinnen wie 
Clara Zetkin wollten das volle Wahl-
recht für die Frauen – und sie mach-
ten deutlich, dass es damit nicht ge-
tan ist: Die Revolution ist nicht zu 
haben ohne die gleiche Bezahlung 
von Männern und Frauen, das Recht 
auf Ehescheidung und eine Schulre-
form. Soziale Gerechtigkeit, freie Ent-
scheidungen über das eigene Privat-
leben, ein Bildungssystem, das sozi-
ale Nachteile ausgleicht und nicht 
verstärkt – diese Kämpfe gehören 
zusammen. Viele dieser Kämpfe füh-
ren wir heute noch. »Ich kann nicht 
glauben, dass ich immer noch gegen 
diesen Mist protestieren muss«, steht 
auf dem Schild einer älteren Frau, 
das sie auf einer Demonstration für 
das Recht auf Abtreibung trägt. Frau-
en bekommen oft für dieselbe Ar-
beit weniger Lohn. Und Berufe, in 
denen Frauen arbeiten, werden sys-
tematisch schlechter bezahlt: Ver-
gleichen wir die Arbeit in der Pfl e-
ge und anderen sogenannten »per-
sonennahen Dienstleistungen«, im 
Handel und Verkauf und in den pri-
vaten Haushalten. Aber gerade die-
se Frauen lassen sich das nicht mehr 
gefallen: Die ErzieherInnen, Verkäu-
ferInnen, Beschäftigte in Pfl ege und 
Gesundheit haben in Deutschland 
einige der entschlossensten Arbeits-
kämpfe der letzten Jahr geführt. Sie 
nehmen sich das Wort, erheben ih-
re Stimme, gehen sogar auf die Büh-
ne und schreiben Gedichte über ih-

re Erfahrung. Die amerikanische 
Gewerkschaft der Krankenschwes-
tern hat sich an den Protesten gegen 
die WallStreet und die Wirtschafts-
krise eingemischt und eine »Robin 
Hood Steuer«, eine Finanztransakti-
onssteuer gefordert. Kompetent da-
für seinen schließlich nicht nur die 
(meist männlichen) Finanzexperten 
»Wir können sorgen« (We know how 
to care) war ihr Slogan. Wer sich täg-
lich um die Menschen kümmert und 
das kaputte Gesundheitssystem aus 
erster Hand kennt weiß, wie es bes-
ser geht. Für alle. Viele Menschen 
aus der Pfl ege sind in DIE LINKE ein-
getreten, und das ist gut. Frauenbe-
freiung und soziale Gerechtigkeit ge-
hören untrennbar zusammen.
Christina Kaindl ist Leiterin des Bereichs 
Strategie/Grundsatzfragen der LINKEN

Daphne Weber: 
Zeit der Bosse ist 
vorbei

Ausgerechnet der 1. Weltkrieg hat 
den Beweis erbracht, dass Frauen in 
keiner Weise auf das männliche Ge-
schlecht angewiesen sind. Sie haben 

das preußische Dreiklassenwahl-
recht abgeschafft. Es besagte, dass 
die Stimmen der unteren 80 Prozent 
der Bevölkerung genauso viel Ge-
wicht haben, wie die der oberen 4 
Prozent. Was für ein Fortschritt zur 
politischen Gleichberechtigung von 
Klassen und Geschlechtern! Die gro-
ße Veränderung des ausbeuterischen 
Wirtschaftssystems und die Zerschla-
gung des Patriarchats durch eine Ent-
scheidung an der Wahlurne sind seit-
her allerdings ausgeblieben.

Heute wird politische Mitbestim-
mung wieder zum Privileg der Bes-
serverdiener. Das liegt 1. daran, dass 
Geringverdienerinnen und Hartz 
IV-Empfängerinnen immer seltener 
wählen. 2. Reiche mehr Einfl uss auf 
die Politik haben und Konzernlobby-
ismus, einschließlich Hausausweis 
zum Bundestag, an der Tagesordnung 
ist. Parteien wie CDU, FDP, AfD und 
SPD nehmen außerdem freimütig 
Spenden aus der Wirtschaft an und 
werden damit bestechlich für das 
Kapital. 3. werden politisch unlieb-
same Aktivistinnen überwacht und 
kriminalisiert, wie G20-Protest und 
die nachträgliche Öffentlichkeits-
fahndung eindrucksvoll gezeigt ha-
ben. Von der wörtlichen Bedeutung: 
»Herrschaft der Armen«, ist die par-
lamentarische Demokratie der BRD 
meilenweit entfernt. »Könnten Wah-
len etwas ändern, würde man sie ver-
bieten«, schrieb Rosa Luxemburg und 
hält uns vor Augen, dass Wahlrecht 
nicht ausreicht. 

Die internationale Frauenbewe-
gung ist noch nicht fertig mit der 
Welt. Wir müssen die Forderung 
nach Demokratie weiter treiben: Par-
lamentarische Demokratie ohne öko-
nomische Gleichheit, ohne gerechte 
Arbeitsverteilung kann nicht das Ziel 
unserer Bemühungen sein. Demokra-
tische Mitbestimmung in allen, auch 
wirtschaftlichen Bereichen und Um-
verteilung von Reproduktions-Arbeit 
sind wesentliche Kämpfe von Femi-
nistinnen im 21. Jahrhundert. Wir 
wollen nicht durch eine Quote auf 

die Fabriken geschmissen, die Kom-
munen verwaltet und weiterhin die 
Kinder erzogen. Ein eigenes aktives 
und passives Wahlrecht konnten die 
Patriarchen ihnen nicht mehr ver-
weigern. Zusätzlich zum Inkrafttre-
ten des Frauenwahlrechts wird auch 

Foto: DIE LINKE
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unproduktiven Managerposten eines 
Konzerns ruhig gestellt werden. Wir 
wollen den ganzen Konzern für alle, 
die darin arbeiten! Nicht nur die Zeit 
der männlichen Manager ist abgelau-
fen, sondern die der Bosse des Kapi-
tals überhaupt. 
Daphne Weber ist im Bundesvorstand 
des Studierendenverbandes 
Die Linke.SDS

Helin Evrim Sommer: 
Nicht jede darf wählen

»Ich habe das Gefühl, es wird im-
mer nur über mich entschieden und 
ich kann mich nicht einbringen. Seit 
über 20 Jahren lebe ich in diesem 
Land und gehöre doch nicht wirk-
lich dazu.« Aleyna Yildiz ist in der 
Türkei geboren, hat drei Kinder und 
engagiert sich in einem deutsch-kur-
dischen Frauenverein. »In meiner 
Arbeit sehe ich immer wieder die 
Probleme von gefl üchteten Frauen. 
Ich habe viele Ideen um die Situati-
on zu verbessern, aber es gibt keine 
Möglichkeit für mich, politisch mit-
zugestalten.« So wie Aleyna geht es 
über 4,5 Millionen Menschen mit so-
genanntem Migrationshintergrund. 
Sie dürfen weder bei der Bundes-
tagwahl noch bei der Kommunal-
wahl teilnehmen. Das Problem: Sie 
haben keinen deutschen und auch 
keinen EU-Pass. Sie sind aber durch-
schnittlich bereits seit 19 Jahren 
im Land, arbeiten hier und zahlen 
Steuern. 3,5 Millionen EU-Staatsan-
gehörige haben immerhin das kom-
munale Wahlrecht. Rund acht Mil-
lionen Menschen insgesamt haben 
kein Wahlrecht bei Bundestagswah-
len, obwohl sie ihren Lebensschwer-
punkt haben.

Das ist ein eindeutiges Demokra-
tiedefi zit. Politische Wahlen würden 
höchst wahrscheinlich anders aus-
gehen. Gerade Themen wie Mindest-
lohn, Schulsystem und Ausbildung 
betreffen Migrantinnen und Migran-
ten konkret in ihrem Lebensalltag. 

Doch sie haben kein Mitbestim-
mungsrecht, können nicht für ihre 
Rechte eintreten. Vor allem Frauen 
zählen zu den Verliererinnen, da in 
den Familien oft noch patriarchali-
sche Strukturen fortwirken. Das poli-
tische Wahlrecht könnte Frauen auch 
dazu verhelfen, ihre eigenen Interes-
sen selbstbewusster und öffentlich zu 
vertreten. Sie engagieren sich bereits 
oft gesellschaftlich in Vereinen und 
Initiativen, können aber nicht an po-
litischen Entscheidungen teilhaben, 
die auch Einfl uss auf ihr Leben ha-
ben. Natürlich betrifft dieses Prob-
lem auch Männer mit Migrationshin-
tergrund. 

DIE LINKE hat bei der letzten Bun-
destagswahl als einzige im Bundes-
tag vertretene Partei ein Wahlrecht 
für Migrantinnen und Migranten 
auf Bundes-, Landes- und kommuna-
ler Ebene gefordert. Für uns ist das 
Wahlrecht zu einer Selbstverständ-
lichkeit geworden, dass uns gar nicht 
mehr bewusst ist, dass es Millionen 
Menschen in diesem Land gibt, die 
nicht wählen dürfen. 
Helin Evrim Sommer ist Bundestags-
abgeordnete der LINKEN

im November 1918 eingeführt. Frau-
en gehen ebenso häufi g zur Wahl wie 
Männer, aber es gibt einen bedeu-
tenden Unterschied: Sie sind weit 
seltener selbst Abgeordnete. Das gilt 
auf allen Ebenen: Ausgerechnet in 
diesem Jubiläumsjahr sind wir mit 
einer erstmals gesunkenen Frauen-
quote im Bundestag konfrontiert. 
Verantwortlich dafür sind vor al-
lem Parteien ohne quotierte Listen. 
In einigen Landtagen und den Kom-
munalparlamenten sind noch weni-
ger Frauen vertreten. Noch immer 
gibt es Kommunalparlamente ganz 
ohne Frauen. Bei Einzelwahlen ha-
ben es Frauen ebenfalls schwer – es 
gibt kaum Oberbürgermeisterinnen 
und Landrätinnen, Frauen werden 
weit seltener als Direktkandidatin-
nen aufgestellt. Das ist deswegen be-
denklich, weil die Politik ganz kon-
krete Entscheidungen über das Le-
bensumfeld trifft. Ganz gleich, um 
welche Tragweite es dabei geht – 
wenn man will, dass unterschiedli-
che Perspektiven einfl ießen, unter-
schiedliche Bedürfnisse erfüllt wer-
den, wenn man Gleichberechtigung 
verwirklichen will und wenn man 
auf direkte Interessenvertretung 
setzt, dann muss man sich für eine 
vielfältige Zusammensetzung aller 
Parlamente einsetzen! Das passive 
Wahlrecht für Frauen allein hat da-
zu leider bisher noch nicht in aus-
reichendem Maße geführt, ein Drit-
tel Frauen im Durchschnitt ist deut-
lich zu wenig. Ich sehe vier Aspekte, 
über die wir in diesem Zusammen-
hang sprechen sollten: 1. Freiwillig 
tut sich nichts, das sehen wir bei 
Frauenanteilen in Führungspositio-
nen. In vielen Bundesländern wird 
deshalb in diesem Jahr darüber dis-
kutiert, ob quotierte Listen für alle 
Parteien künftig verpfl ichtend sein 
sollen, um zur Wahl zugelassen zu 
werden (Paritätsgesetz). Andere Län-
der mit vorgegebenen Frauenquo-
ten wie Frankreich oder Polen zei-
gen, dass das funktioniert. 2. Es gilt, 
Frauen und Mädchen zu stärken und 

100 JAHRE FRAUENWAHLRECHT

Monika von der Lippe: 
Ein Drittel ist zu wenig

Die frühen Internationalen Frauen-
tage waren vom Kampf um das Frau-
enwahlrecht geprägt – dieses wurde 

Foto: DIE LINKE
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sie individuell zu unterstützen, sich 
politisch einzumischen, zum Bei-
spiel mit Mentoringprogrammen. 3. 
Rahmenbedingungen müssen poli-
tisches Engagement für alle besser 
ermöglichen (Busfahrpläne an Sit-
zungstermine anpassen, Kinderbe-
treuungskosten während Sitzungen 
übernehmen, Aufwandsentschädi-
gungen erhöhen). 4. Besondere Ziel-
gruppen brauchen besondere Auf-
merksamkeit: Frauen mit Behin-
derungen oder Migrantinnen bei-
spielsweise dürfen nicht mehr vom 
Wahlrecht ausgeschlossen werden. 
Sie brauchen Zugang zu besonderer 
Unterstützung, um ihre Interessen 
vertreten zu können. 
Monika von der Lippe ist Landesgleich-
stellungsbeauftragte in Brandenburg

Silke Veth: Mehr 
feministische Politik

Eine tiefe Verbeugung vor allen, die 
dafür gekämpft haben, dass Frauen 
seit 100 Jahren auch in Deutschland 
wählen dürfen. Es war ein Kampf, 
der Hand in Hand ging mit den For-
derungen nach Bildung, sexueller 
Selbstbestimmung und Umverteilung 
von Lohnarbeit und Haus- wie Sorge-
arbeit. Ohne sie alle würden Parla-
mente, Supermärkte und Familien, 
würde die Belegschaft der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung heute wahrschein-
lich anders aussehen. Die Gegenwart 
zeigt jedoch, dass einmal eingefahre-
ne Siege nicht für immer gelten: Die 
antifeministischen Sprüche der AfD 
wie ihr sensationell geringer Anteil 
von Parlamentarierinnen sprechen 
Bände. Gleichzeitig war das vergan-
gene Jahr aber auch das der Women‘s 
Marches in den USA, der imposanten 
Demos in Buenos Aires und Istanbul 
zum 8. März und des Widerstands 
gegen das Abtreibungsverbot in Po-
len. Es ist Bewegung geraten in das 
Kampffeld Feminismus, das dürfen 
wir als linke FeministInnen nicht ver-
schlafen! Wir müssen diesen Geburts-

tag zum Anlass nehmen, uns wieder 
mal neu aufzustellen und dieses Mal 
radikaler denn je – im Sinne eines Fe-
minismus, der in seinen Formen, For-
derungen und durch seine Vertrete-
rInnen inklusiv ist, der ein Feminis-
mus der Vielen, für Jede und Jeden 
ist und unser derzeitiges Problem 
überwindet, dass Feminismus eher 
ein bürgerliches Projekt der Weni-
gen zu sein scheint. 

Dafür braucht es neue und mehr 
politisch Aktive, Menschen, die in Be-
wegungen, in Gewerkschaften, in un-
serer Partei, im Stadtteil, in der Kom-
mune, in den Parlamenten feministi-
sche Politik machen. Die Fähigkeit 
dazu, sich politisch einbringen zu 
können, die Entwicklung einer femi-
nistischen Haltung, die dann auch die 
Glaubwürdigkeit und die Durchhalte-
kraft im politischen Raum ausmacht 
wie auch das notwendige Wissen – 
das zu vermitteln, ist die Aufgabe 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Große 
Geste, praktisch bedeutet das, mit ei-
ner feministischen Grundhaltung an 
die Konzeption jeglicher Bildungsar-
beit heranzugehen: sei es bei der Be-
setzung von Podien, der Auswahl von 
AutorInnen, dem Andocken unserer 
Bildung an den Alltagserfahrungen 
derer, die teilnehmen, der Mehrspra-
chigkeit von Angeboten oder auch 
dem Standardangebot guter Kinder-
betreuung. Und das als Arbeitsplatz-
beschreibung aller, die für Politische 
Bildung eingestellt sind: von Ökono-
mie bis Strategie, von Frieden bis Or-
ganisierung. Anders ist dem frei zi-
tierten Fazit aus unserem Evaluati-
onsbericht des vergangenen Jahres: 
»Unsere Durchschnittsteilnehmer*in 
ist männlich, über 50, hat Hochschul-
abschluss und hört sich gerne Vorträ-

ge an« auch in weiteren 100 Jahren 
nicht beizukommen. 
Silke Veth, leitet die Akademie für 
Politische Bildung der Rosa-Luxemburg-
Stiftung

Naomi Yuval: Kein 
Schnee von gestern

Seit Jahrhunderten werden Frau-
en diskriminiert, ausgeschlossen 
und klein geredet. Frauen durften 
in Deutschland nicht wählen, bis 
am 12. November 1918 der Rat der 
Volksbeauftragten das Frauenwahl-
recht verkündete. Das ist erst 100 
Jahre her, trotzdem kommt mir das 
Frauenwahlrecht ganz selbstver-
ständlich vor. Aber das ist es nicht. 
In Ländern wie Saudi Arabien oder 
Burtei dürfen Frauen bis heute nicht 
wählen. In der Schweiz durften Frau-
en in einem Kanton erst 1990 wäh-
len. In Deutschland gibt es den Gen-
der-Pay-Gap und es fehlen Frauen in 
Führungspositionen. Es gibt es nur 
vier Prozent hauptamtliche Bürger-
meisterinnen. Man würde denken, 
dass heute genügend Frauen im Bun-
destag sitzen, um die weibliche Be-
völkerung zu vertreten. Aber nein, 
2017 wurden in den Bundestag nur 
30,9 Prozent Frauen gewählt. Das ist 
der niedrigste Anteil seit 20 Jahren. 
Wir müssen also weiter für Frauen-
rechte kämpfen. Schnee von gestern 
ist der Kampf der Frauen um ihre 
Rechte jedenfalls nicht. 

Für mich ist selbstverständlich, 
dass Frauen genauso viel verdie-
nen müssen wie Männer. Aber das 
ist nicht so. Sie verdienen 21 Pro-
zent weniger als Männer. Das gilt 
auch für mich. Ich denke, wenn die 
Hälfte der Parlamentarier Frauen 
wären, gäbe es schon wirksame Ge-
setzte, um solche Ungerechtigkeiten 
zu vermeiden. Deswegen fordere ich 
eine 50 Prozent-Quote für Frauen im 
Bundestag. 
Naomi Yuval, 15 Jahre, Schülerpraktikan- 
tin im Karl-Liebknecht-Haus

Foto: DIE LINKE
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Sehr dicke Bretter bohren
Was ist in einem Bundesland an Gleichstellungsinitiativen möglich? 
Über LINKE Frauenpolitik in Thüringen VON HEIKE WERNER

 Der Koalitionsvertrag der rot-
rot-grünen Landesregierung 
in Thüringen sieht als Ziel der 

Frauen- und Gleichstellungspolitik 
für die 6. Wahlperiode des Thürin-
ger Landtags zwei Komponenten vor: 
struktureller Diskriminierung entge-
genzuwirken und Gleichstellung zu 
gewährleisten.

Auch 20 Jahre nach Verabschie-
dung des ersten Gleichstellungsge-
setzes in Thüringen sind Frauen be-
nachteiligt: im Erwerbsleben, in der 

te. Eine Landesregierung darf vom 
Bund erwarten, dass an diesen Stell-
schrauben gedreht wird. Insbesonde-
re zur Rentenangleichung Ost-West 
ist die Thüringer Landesregierung 
mehrfach im Bundesrat tätig gewor-
den. Auch zum Entgeltgleichheits-
gesetz haben wir Änderungsanträ-
ge eingebracht, um dessen Wirksam-
keit zu erhöhen.

Aber die Länder haben ohnehin ei-
ne eigene Verantwortung. Wenn wir 
in diesem Kontext über moderne lin-
ke Frauen- und Gleichstellungspoli-
tik reden, denke ich an die bessere 
Vereinbarkeit von Beruf, Familie und 
Pfl ege, mehr Frauen in Führungsposi-
tionen oder Gewaltschutz für Frauen 
und Kinder. Ich möchte im Folgenden 
einige Beispiele anführen, was wir er-
reichen konnten.

Frauen in Thüringen wollen Fami-
lie und Erwerbstätigkeit. Sie wollen 
für ihre Kinder, Partner und anderen 
Angehörigen da sein, insbesondere, 
wenn diese alt oder pfl egebedürftig 
sind – die Familienarbeit aber partner-
schaftlich verteilen. Die Gesellschaft 
braucht – gerade angesichts des de-
mografi schen Wandels – Frauen und 
Männer, die sowohl Familie leben als 
auch im Beruf stehen. Thüringen setzt 
deshalb auf eine gute Vereinbarkeit. 
Unter Federführung meines Ministeri-
ums kooperieren Vertreterinnen und 
Vertreter von Politik, Wirtschaft, Ge-
werkschaften und der Bundesagentur 
für Arbeit im Rahmen der »Thüringer 
Allianz für Familie und Beruf«. Auch 
unser »Landesprogramm für Famili-
en« steht für bedarfsgerechte famili-
enunterstützende Leistungen in den 
Kommunen.

Was ist mit Equal Pay? Auf Lan-
desebene setzt sich Thüringen unter 
anderem bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge für Chancengleichheit so-
wie gleiche Bezahlung von Männern 
und Frauen ein. Das Thüringer Ver-
gabegesetz schreibt diese explizit vor.

Im Jahr 2017 hatte ich den Vorsitz 
der 27. Konferenz der Gleichstellungs- 
und Frauenministerinnen und -minis-

ter, -senatorinnen und -senatoren der 
Länder (GFMK) inne. Eine wesentliche 
Aufgabe habe ich darin gesehen, An-
reize für mehr Gerechtigkeit zwischen 
Frauen und Männern auf dem Arbeits-
markt zu schaffen und die in vielen 
Bereichen existierende Benachteili-
gung von Frauen im Arbeitsleben ab-
zubauen. Die Bekämpfung der Alters-
armut von Frauen war ein weiterer 
Schwerpunkt. Auch dieser 27. GFMK 
ist zu verdanken, dass jetzt endlich Be-
wegung in den Abbau der Benachteili-
gungen von in der DDR geschiedenen 
Frauen gekommen ist.

Mentoringprogramm

Wir wollen in Thüringen den Anteil 
von Frauen an den Führungskräften 
in der Landesverwaltung erhöhen, da 
sie nach wie vor unterrepräsentiert 
sind. Seit Mai 2017 fi ndet dazu ein 
ressortübergreifendes Mentoringpro-
gramm mit einer Dauer von 18 Mo-
naten statt. Es enthält Qualifi kations-
module, individuelle Coachings und 
Hospitationen. Der Frauenanteil an 
den Führungskräften der obersten 
Landesverwaltung liegt derzeit bei 
33 Prozent. Über den höchsten An-
teil verfügt mein Ministerium mit 
44 Prozent. Beim Abbau der Benach-
teiligung von Frauen im Arbeitsleben 
beispielgebend zu sein, auch das ist 
für mich linke Frauenpolitik.

Um den Opfern häuslicher Gewalt 
besser helfen zu können, haben wir im 
November 2017 eine Koordinierungs-
stelle auf Landesebene eingerichtet. 
Dadurch wird die Wirksamkeit des 
Gewaltschutzes weiter erhöht.

In einem Gleichstellungsbericht, 
der am Ende der Wahlperiode er-
scheint, ziehen wir dann wirklich Bi-
lanz: Wie wirksam war linke Frauen- 
und Gleichstellungspolitik in Thürin-
gen seit Dezember 2014! 

Heike Werner ist Ministerin für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie in Thüringen

Sorgearbeit, in den Alterssicherungs-
systemen. Grundsätzlich gilt, dass 
wirkliche Gleichstellung nur über 
die Veränderung von Normen und 
Werten in der Gesellschaft erreicht 
werden kann. Gerade linke Frauen- 
und Gleichstellungspolitik bedeu-
tet deshalb – das weiß ich nicht erst 
seit Übernahme meines Amtes –, be-
sonders dicke Bretter zu bohren. Die 
meisten damit zusammenhängenden 
Themen sind Querschnittsaufgaben. 
Dazu müssen – das habe ich schnell 
gelernt – Verwaltungen offen sein für 
das Geschehen in anderen Bereichen.

Doch was ist in einem einzelnen 
Bundesland überhaupt möglich? Die 
großen Stellschrauben liegen in der 
Hand des Bundes. Dazu zählen Ent-
geltgleichheit, Mindestlohn und Ren-

100 JAHRE FRAUENWAHLRECHT

LINKE Frauenministerin: Heike Werner 

Foto: www.photograph-erfurt.de
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Die Hälfte der Sitze
Das bloße Recht, sich als Kandidatin für ein politisches Mandat aufstellen lassen zu können, 
reicht nicht. Es braucht die Pfl icht, Frauen aufzustellen VON CORNELIA MÖHRING

 Die Frauenrechtlerin Olympe 
de Gouges erinnerte bereits 
1791 mit ihrer Erklärung der 

Frauenrechte daran, dass die Dekla-
ration der Menschenrechte die Hälf-
te der Menschheit außen vor ließ. Am 
18. November 1910 wurden hunderte 
Frauen, die in London für das Frauen-
wahlrecht protestieren wollten, stun-
denlang von der Polizei angegriffen, 
mehrere von ihnen starben an den 
Verletzungen.

Am 8. März 1911 gingen mehr als 
eine Million Frauen zum ersten in-
ternationalen Frauentag auf die Stra-
ße. Ihre Forderung: »Heraus mit dem 
Frauenwahlrecht!« 

Ende 1918 wurde Frauen in 
Deutsch land zum ersten Mal das pas-
sive und aktive Wahlrecht verliehen. 
Im Januar 1919 wurden schließlich 37 
Frauen in die Deutsche Nationalver-
sammlung gewählt. Das entsprach 
damals einem Anteil von 9 Prozent. 
Kein unbeachtlicher Auftakt. Doch 
in den bald 100 Jahren, die folgten, 
konnte diese Quote noch nicht ein-
mal um 30 Prozent gesteigert wer-
den. So gehören aktuell dem 19. Deut-
schen Bundestag 218 Frauen an – ge-
rade mal 31 Prozent. 

In den kommunalen Parlamenten 
sieht es noch schlechter aus. Hier 
liegt der Frauenanteil im Schnitt un-
ter 30 Prozent. Auf Landesebene bil-
det Baden-Württemberg das Schluss-
licht mit einem Frauenanteil im 
Landtag von 24,5 Prozent. Alle ande-
ren Landesparlamente bewegen sich 
zwischen 25 und 35 Prozent — mit 
Ausnahme von Thüringen, in dessen 
Parlament 40 Prozent Frauen sitzen. 

Obwohl Frauen ihr aktives Wahl-
recht mittlerweile fast im selben Ma-
ße wie Männer wahrnehmen, fi nden 
sie sich also noch immer nicht in glei-
chem Maße in der politischen Arena 
des Parlaments und in Ämtern wie-
der. Das gleiche Recht, sich wählen zu 
lassen, führt eben noch nicht zu den 
gleichen Möglichkeiten für Frauen 
und Männer, dieses Recht auch in An-
spruch nehmen zu können. 

Frauen werden nicht mehr aktiv 
aus dem Politikbetrieb ausgeschlos-
sen, die über Jahrzehnte gewachse-
nen Strukturen verunmöglichen ih-
nen aber noch immer gleichberech-
tigte Teilhabe: Politische Arbeit in Par-
teien und Institutionen braucht Zeit 
und sie braucht einen selbstbewuss-
ten Umgang mit den männlich gepräg-
ten Strukturen. Häufi g fehlt es Frauen 
an beidem oder verständlicherweise 
auch an der Lust sich diesem kultu-
rellen Umfeld auszusetzen und anzu-
passen. 

Auch die schlechtere Bezahlung 
von weiblicher Erwerbsarbeit und 
die geschlechtliche Arbeitsteilung, 
die Frauen neben der Erwerbsarbeit 
noch immer den Großteil der unbe-
zahlten Haus- und Sorgetätigkeiten 
zuweist, führen dazu, dass es über-
wiegend Frauen an eigenen ökonomi-
schen und zeitlichen Ressourcen man-
gelt. Sexistische Stereotype und Vor-
urteile verstärken dies. Die faktische 
Möglichkeit, sich in Parteien und In-
stitutionen politisch einzubringen, ist 
damit deutlich eingeschränkt. Dazu 

kommen männerbündisches Verhal-
ten und Sitzungszeiten, die nur ohne 
Sorgeverantwortung gehen. 

Es braucht also mehr, als das blo-
ße Recht, sich als Kandidatin aufstel-
len lassen zu können. Es braucht viel-
mehr eine Pfl icht, Frauen aufzustellen 
und eine kulturellen Umbruch in der 
parlamentarisch politischen Praxis. 
Ein paritätisches Wahlrecht, also die 
Verpfl ichtung der Parteien, Wahllisten 
und Wahlkreise in Deutschland pari-
tätisch nach Geschlecht zu besetzen, 
kann dafür ein Mittel sein. 

Eine solche Quote würde Partei-
en im besten Fall dazu zwingen, die 
Strukturen zu ändern, die Frauen fak-
tisch davon abhalten, sich politisch zu 
betätigen. Es würde sie zwingen, da-
rüber nachzudenken, wie Menschen 
Politik machen können, die nicht der 
unsichtbaren männlichen Norm eines 
von allen sonstigen Verpfl ichtungen 
entbundenen Menschen entsprechen. 
Die Mitglieder der Parteien müssten 
sich der Frage stellen, wie der eigene 
Sexismus angegangen werden kann. 
Es müsste eine neue »Währung« für 
die Anerkennung und Bedeutung der 
Akteure und Akteurinnen parlamen-
tarischer Arbeit ausgehandelt wer-
den. 

Familienfreundliche Sitzungszei-
ten, die ernsthafte Öffnung für ei-
ne Politik, die an den Interessen von 
Frauen ansetzt und Formate und Kom-
munikationsstrukturen, die Partizipa-
tion erleichtern sind erste Schritte, die 
auf allen Ebenen angegangen werden 
müssen: Vom Kreisverband, über die 
Landesbezirke bis zu bundesweiten 
Strukturen. Und diese Schritte wür-
den nicht nur Frauen darin stärken, 
in den Parlamenten für ihre Rech-
te einzustehen, sondern sie würden 
auch helfen, festgefahrene Mechanis-
men für eine neue und solidarischere 
Politik zu öffnen.  

Cornelia Möhring ist frauenpolitische 
Sprecherin und stellvertretende 
Vorsitzende der Linksfraktion im 
Bundestag

Belegschaft  42,4

Betriebsrat  38,9

Betriebsratsvorsitz  26,9

Quelle: WSI

Auch im Betriebsrat Nachholbedarf 
Frauenanteil in Belegschaften 
und in Betriebsräten (in Prozent)

Foto: DIE LINKE
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Afrika macht's vor
Etliche afrikanische Länder haben Frauenquoten für ihre Parlamente eingeführt. 
Ruanda hat weltweit den höchsten Anteil weiblicher Abgeordneter VON KATRIN VOß

 Afrika ist der Kontinent, auf 
dem Frauenrechte am wenigs-
ten gelten. Auf der Weltkarte 

mit dem Index für geschlechtsspezifi -
sche Ungleichheit der UN ist Afrika 
der Kontinent mit den meisten tiefro-
ten Flächen — die einen hohen Grad 
an fehlender Gleichberechtigung sig-
nalisieren. Aber Afrika hat auch ei-
ne andere Seite. In vielen Ländern 
gelingt es Frauen, sich politisch ein-
zubringen und patriarchale Struktu-
ren zu durchbrechen — mit Hilfe der 
Quote.

Eine der Errungenschaften der 
Unabhängigkeitsbewegungen afri-
kanischer Länder ist das Recht auf 
freie Wahlen. Mit der Abschaffung 
der kolonialen Strukturen wurde in 
allen Ländern Subsahara-Afrikas ein 
Wahlsystem geschaffen, das es Frau-
en und Männern gleichermaßen er-
möglicht, an Wahlen teilzunehmen 
und für parlamentarische Ämter zu 
kandidieren. Die Rechtsgrundlage 
macht keine Einschränkungen in Be-
zug auf die Geschlechter. Doch in der 
Realität sind Frauen in fast allen Län-
dern wenig politisch vertreten.

Verfassung geändert

Die weltweite Statistik zeigt einen Ge-
samtfrauenanteil in nationalen Par-
lamenten von 23,5 Prozent. Der An-
teil von Frauen in den Parlamenten 
in Subsahara-Afrika liegt bei 23,7 
Prozent. Zum Vergleich: In Europa 
liegt er bei 35,2 Prozent. Die Spitze 
des weltweiten Vergleichs der Frau-
enstärke in Parlamenten führt ein af-
rikanisches Land an: Ruanda belegt 
mit einem Frauenanteil von 61,3 Pro-
zent Platz eins, Deutschland Platz 45. 

Die Gründe für den hohen Frau-
enanteil in Ruandas Parlament sind 
vielschichtig. Eine wichtige Rolle 
spielen die gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen zwischen den Hutu und 
Tutsi, bei der mindestens 800.000 
Menschen getötet wurden. Als Folge 
dieses Völkermordes 1994 waren die 

Mehrheit der erwachsenen Bevölke-
rung Frauen. Sie machten etwa sieb-
zig Prozent der Bevölkerung aus und 
spielten auch in der Vermittlung des 
Konfl ikts eine wesentliche Rolle.

Trotzdem bekamen 2002 Frau-
en nur 26 Prozent der Sitze im Par-
lament. Danach wurde die Verfas-
sung geändert: Nun muss es einen 
Mindestfrauenanteil von dreißig Pro-
zent bei allen Regierungspositionen 
mit Entscheidungsgewalt geben, in-

immer weiter ein und beschränkt die 
Meinungs- und Pressefreiheit massiv 
— trotz der vergleichsweisen vielen 
Frauen in verantwortlichen Positio-
nen. So liegt die Annahme nahe, dass 
Kagame mit einer progressiven Frau-
enpolitik eigene diktatorische Züge 
zu verschleiern versucht, um west-
liche Investoren nicht zu verprellen.

Einmal gewonnene Macht können 
Frauen auch wieder verlieren. Die 
Frauen aus der Demokratischen Ara-

klusive der obersten Gerichtskam-
mer. Diese Änderung trug dazu bei, 
dass sich bereits etablierte Frauen 
vernetzen konnten und Geschlechts-
genossinnen in die Politik nachzie-
hen konnten. Aber: Es ist Ruandas 
Präsident Kagame, der das durchge-
setzt hat und mit der jüngsten Ver-
fassungsänderung versucht, sich ei-
ne »Präsidentschaft auf Lebenszeit« 
zu sichern. Kagame engt mit starker 
Hand den demokratischen Spielraum 

bischen Republik Sahara (Westsaha-
ra) und deren politischer Vertretung, 
der Frente Polisario, waren einst Teil 
der politischen Führung des Landes. 
1976 zogen die Männer in den be-
waffneten Kampf, um die von Ma-
rokko besetzten Gebiete zurück zu er-
obern. Mit dem Waffenstillstandsab-
kommen von 1991 kehrten die Män-
ner zurück, verdrängten die Frauen 
und übernahmen überwiegend wie-
der die politischen Geschäfte. 

Früher waren die Frauen in der Westsahara Teil der politischen Führung des 

Landes, dann kamen die Männer aus dem bewaffneten Kampf zurück und drängten 

sie zurück Foto: Katrin Voss
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ABOSCHEIN

Die feministischen Frauen der 
Frente Polisiario werben seitdem 
für die Einführung einer Frauenquo-
te innerhalb der Strukturen der Poli-
sario. Eine Quote von mindestens 33 
Prozent Frauenanteil erscheint dabei 
als ein fernes Ziel. Nicht selten sind 
es gerade Frauen, die sich gegen eine 
solche Quote aussprechen. Es müssen 
nicht nur patriarchale Machtstruktu-
ren verändert, sondern Denkstruktu-
ren durchbrochen werden. Die ver-
einbarte Frauenquote in der Frente 
Polisiario liegt gegenwärtig bei 12,5 
Prozent.

Vorbild Senegal

In Kenia gibt es zwar eine gesetz-
liche Quote, nach der mindestens 
ein Drittel der Parlamentsmandate 
auf Frauen entfallen muss. Aber sie 
wird nicht eingehalten. Zunächst wa-
ren dort Frauen überhaupt nicht in 
parlamentarischen Strukturen ver-
treten. Mit der Unabhängigkeit 1963 
und den damit verbundenen ersten 
freien Wahlen schaffte es nicht ei-
ne Frau ins Parlament. Es gab da-
nach zwar immer wieder politisch 
sichtbare Frauen, die auch als Prä-
sidentschaftskandidatinnen antra-
ten. Aber sie blieben Ausnahmen. 
Mit der Wahl 2002 gelang es insge-
samt nur vier Frauen der Sprung ins 
Parlament.

Die Verfassungsreform 2010 sollte 
Abhilfe schaffen. Damit wurde festge-
schrieben, dass nicht mehr als zwei 
Drittel eines Geschlechts im Parla-
ment vertreten sein dürfen. Bereits 
im Vorfeld der Wahlen 2013 zeichne-
te sich ab, dass keine der antreten-
den Parteien diese Quotierung er-
reichen wird. Das Problem: Mit der 
Verfassungsänderung wurde keiner-
lei Handhabe zur Durchsetzung der 
Quotierung vorgesehen, so dass sie 
wirkungslos bleibt. Aktuell liegt de 
Frauenanteil im kenianischen Parla-
ment bei 21,8 Prozent.

Senegal hingegen schien es mit 
der Einführung eines Paritätsgesetz-
es 2010 ernst gemeint zu haben. Ge-
schlechtergleichbehandlung wurde 
nicht nur gesetzlich unverbindlich 
festgelegt, sondern die Umsetzung 
des Gesetzes wurde gleichzeitig be-
schlossen. Wahllisten dürfen seit-
dem nur geschlechtsalternierend 
aufgestellt werden. Die Folge: Derzeit 
sind von insgesamt 165 Parlamentari-
ern 69 Frauen, was einem Anteil von 
41,8 Prozent entspricht. Damit liegt 
Senegal, gemeinsam mit der Repub-
lik Südafrika auf Platz acht im welt-
weiten Vergleich des Frauenanteils.

Ungewiss ist, ob ein erhöhter An-
teil von Frauen in Parlamenten zu tat-
sächlich größerem Einfl uss in politi-
sche Entscheidungsprozesse und ei-
ner Veränderung der gesellschaftli-
chen Machtverhältnisse führt. Ein 
deutlicher Anstieg an Frauen in poli-
tischen Führungspositionen ist nicht 
nur in afrikanischen Ländern, son-
dern weltweit zu beobachten. Das 
muss nicht zwangsläufi g zu einer Ver-
besserung der Lage von Frauen füh-
ren. Die alleinige Präsenz von Frauen 
kann auch eine Scheinbeteiligung in 
weiterhin patriarchalen Machtstruk-
turen sein. Erfolge hinsichtlich der 
Gleichberechtigung von Frauen in 
politischen Strukturen müssen nicht 
mit einem Demokratiegewinn einher-
gehen, und sie dürfen nicht mit die-
sem verwechselt werden. 

Ruanda liegt im weltweiten 

Vergleich des Frauenanteils im 

Parlament auf Platz 1, 

Deutschland auf Rang 45
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Vor unserer Türe kehren
Die Genderbeauftragten der LINKEN ANTJE SCHIWATSCHEV und VERA VORDENBÄUMEN 
über Frauenquoten in der Partei, die Mühen der Ebenen und die #metoo-Debatte

Anlässlich des Frauenkampf-
tages am 8. März vergibt DIE 
LINKE auch in diesem Jahr den 
Clara-Zetkin Frauenpreis. Die 
Arbeit dahinter wird maßgeb-
lich vom Genderbüro für femi-
nistische Politik in der Bundes-
geschäftsstelle der LINKEN ge-
macht. Warum gibt es eigent-
lich ein Genderbüro?
Vera: DIE LINKE bekennt sich in ih-
rem Grundsatzprogramm dazu, ei-
ne feministische Partei zu sein und 
legt in ihrem Statut fest, dass es ei-
ne 50-prozentige Mindestquotierung 
bei sämtlichen Vorständen in allen 
Gliederungen, also auch Kreisvor-
ständen gibt. Die Wahllisten müs-
sen derselben Quotierung bei der 
Aufstellung von Kandidatinnen und 
Kandidaten folgen. In der Satzung 
ist zusätzlich eine geschlechterquo-
tierte Doppelspitze für den Partei-
vorsitz festgelegt. Um diesen An-
spruch umzusetzen, gibt es in der 
Bundesgeschäftsstelle mit dem Gen-
derbüro zusätzliche Women-Power 
und Ressourcen für diese Arbeit. 
Antje: Das Genderbüro besteht aus 
zwei Stellen. Wir organisieren neben 

dem Clara-Zetkin-Preis Veranstal-
tungen im feministischen Bereich, 
unterstützen Demonstrationen und 
begleiten die Feministische Offensi-
ve, ein Zusammenschluss von Frau-
en innerhalb der Partei. Monatlich 
erstellen wir den Gendernewslet-
ter, bei dem wir aktuelle feministi-
sche Themen aufgreifen. 
Auch in Kampagnen — wie 
aktuell in der Unterstüt-
zung der Ärztin Kristina 
Hänel bei ihrem Kampf ge-
gen den diskriminierenden 
Paragrafen 219, also das 
Verbot, über Schwanger-
schaftsabbrüche zu infor-
mieren — sind wir aktiv.
Wie sieht denn die Quotierung 
konkret in der LINKEN aus?
Vera: Bei den drei Landesregierun-
gen, an denen wir beteiligt sind, stel-
len wir zehn Ministerposten. Davon 
sind fünf Frauen. Es gibt auch viele 
Frauen in den Kommunen, die eh-
renamtlich tätig sind, zum Beispiel 
als Bürgermeisterinnen für DIE LIN-
KE. Sie stellen gewissermaßen das 
Rückgrat für unsere politische Ar-
beit dar. 

Antje: Auf manchen Ebenen der 
Partei, wie bei den Kreisvorständen, 
haben wir teilweise Schwierigkei-
ten, die Quotierung immer einzuhal-
ten. Das liegt zum einen daran, dass 
es weniger Frauen als Männer in der 
Partei gibt. Aktuell sind nur 36 Pro-
zent der Parteimitglieder Frauen – 
in einigen Regionen liegt ihr Anteil 
sogar nur bei 25 Prozent. Zum ande-
ren braucht es auch in den Kreisen 
einen gezielten feministischen Blick, 
um mehr Frauen zu beteiligen und 
da fehlen manchmal schlicht die 
Ressourcen. Das versuchen wir ge-
meinsam mit den Landesvorständen 
zu verbessern. 
Die #metoo-Debatte hat ja gro-
ße Wellen geschlagen. Hat sie 
auch in der Linkspartei Auswir-
kungen gehabt?
Antje: Durch die #metoo Debat-
te haben auch Frauen innerhalb 
der Partei angefangen, über sexis-
tisches Verhalten zu reden, was es 
auch leider bei uns gibt. Das war 
zwar auch schon vorher Thema, hat 
durch die öffentliche Debatte aber 
zusätzlich den Raum geöffnet. Wir 
diskutieren jetzt darüber, innerhalb 
der Partei auf verschiedenen Ebe-

nen Anlaufmöglichkei-
ten zu schaffen, an die 
sich Betroffene wenden 
können. 
Vera: Der Kampf ge-
gen sexualisierte Gewalt 
war für uns parlamen-
tarisch und außerparla-
mentarisch schon lange 

vor der #metoo Debatte sehr wich-
tig. Wir wollen jetzt unseren politi-
schen Anspruch auch innerpartei-
lich besser durchzusetzen. Selbst-
verständlich haben Sexismen in 
unserer Arbeit nichts zu suchen. 
Trotzdem ist es notwendig, dass 
wir bis in den letzten Kreisverband 
deutlich machen, dass sexistische 
Anmachen nicht geduldet werden. 
Dafür spielt die Beschwerdestelle, 
die wir schaffen wollen, eine wich-
tige Rolle.

WAS
WIE
UND

Kämpferisches Duo: Vera Vordenbäumen (vorne) 

und Antje Schiwatschev Foto: Martin Heinlein



DISPUT März 2018  17

8. März
Ein feministischer Feiertag würde Aktivistinnen würdigen, das Erreichte beklatschen und 
das Ausstehende anmahnen VON KERSTEN ARTUS

 Die halbe Menschheit wird we-
gen ihres Geschlechts diskri-
miniert – trotz Wahlrecht und 

Gleichstellungsgesetzen, trotz Gewalt-
schutzkonzepten und Quotenregelun-
gen. Aber um die größte Spaltung der 
Gesellschaft zu überwinden, werden 
nur halbherzig und mit ebenso halben 
Verstand Maßnahmen ergriffen: Ei-
gentums- und Machtverhältnisse wer-
den zu wenig hinterfragt, der struktu-
relle Sexismus wird nicht bekämpft. 

Zudem sind Rückschritte erkenn-
bar. Dass es seit 20 Jahren nicht mehr 
so wenige weibliche Abgeordnete im 
Deutschen Bundestag gegeben hat 
wie nach den Wahlen im September 
2017, macht beispielhaft deutlich, 
dass patriarchale Mauern ihre Wir-
kungsmacht immer noch besitzen. 
Wie Brecht einst treffsicher schrieb: 
Sicher ist, dass nichts sicher ist. Denn 
es wird weiter gehen: Rechtsradikale 
und Evangelikale ideologisieren mit 
Begriffen wie »Gender-Wahn«, »Ba-
bycaust« und »Feminazismus« gegen 
Freiheitsrechte von Frauen und de-
ren Selbstermächtigung.

Kann ein Feiertag am 8. März bei-
tragen, die Gesellschaft geschlechter-
gerechter zu machen? Feiertage sind 
gesetzliche arbeitsfreie Festtage, die 
Ereignisse von hohem Rang würdigen. 
Eine derartige Stellung haben Frauen-
bewegungen, Aktivistinnen und Frau-
enrechte bislang nicht. Die Geschich-
te des Frauentages, die bisherigen Er-
rungenschaften und die Leistungen 
vieler Feministinnen aller politischen 
Milieus und weltanschaulicher Rich-
tungen verdienen es aber, durch ei-
nen Feiertag beachtet zu werden: Es 
geht hierzulande um mehr als 40 Mil-
lionen, weltweit um über dreieinhalb 
Milliarden Menschen, für die viele 
Rechte immer noch nicht selbstver-
ständlich sind.

Ein Feiertag am 8. März hätte eine 
starke Symbol- und Signalwirkung: 
Frauenrechte würden ins Zentrum 
der Aufmerksamkeit von Politik und 
Bevölkerung rücken. Wie der interna-
tionale Tag der Arbeit die Bedeutung 

von Verteilungskämpfen im Kapitalis-
mus hervorhebt, würde ein feministi-
scher Feiertag Aktivistinnen und ihre 
Kämpfe würdigen, an das Erreichte er-
innern und das Ausstehende anmah-
nen – und auch die an Frauen began-
genen Verbrechen – Arbeitsverbote, 
Unterbezahlung, Femizide, Genital-
verstümmelungen, häusliche Gewalt, 
Abtreibungsverbote, geschlechtsspe-
zifi sche Kriegsverbrechen und Men-
schenhandel.

Der Kampf für einen Feiertag am 
8. März steht zutiefst für die interna-
tionalistische, proletarische und fe-
ministische Geschichte unserer Par-
tei: Als historische Wurzel für die Ent-
stehung des 8. März gelten die Pro-
teste New Yorker Arbeiterinnen, die 
erstmals 1857 auf die Straße gingen 
und gegen unmenschliche Arbeitsbe-
dingungen und für gleichen Lohn de-
monstrierten. Fünfzig Jahre später, 
am 8. März 1908, traten Tabak- und 
Textilarbeiterinnen in den Streik und 
protestierten für bessere Arbeitsbe-
dingungen, für ein Frauenwahlrecht, 
für kürzere Arbeitszeiten und höhe-
re Löhne. Die deutsche Sozialistin Cla-
ra Zetkin setzte auf der zweiten inter-
nationalen sozialistischen Frauenkon-

ferenz 1910 den Antrag durch, einen 
internationalen Frauentag ins Leben 
zu rufen. Am 8. März 1917 streikten 
in St. Petersburg Textilarbeiterinnen. 
In Erinnerung daran setzte 1921 die 
2. Internationale Konferenz der Kom-
munistinnen den 8. März als einheit-
liches Datum für den Internationalen 
Frauentag fest. 1975 wurde er von der 
UNO zum internationalen Frauentag 
deklariert. 

Im Wahlprogramm der LINKEN zur 
Bundestagswahl 2017 heißt es: »Welt-
weit kämpfen Frauen nach wie vor 
um die völlige Gleichstellung. ... Um 
diesen Kämpfen eine besondere Wür-
digung zu verleihen, aber auch unse-
ren Vorkämpferinnen und Vorkämp-
fern zu gedenken, wollen wir den 
8. März als gesetzlichen Feiertag!«

So könnte ein Feiertag am 8. März 
aussehen: Festakte in Parlamenten, 
Demonstrationen auf der Straße, Frau-
enwochen in Städten und Kommunen, 
Projekttage in Kitas und Schulen, An-
dachten auf Friedhöfen und Ehrenhai-
nen, Partys in Clubs und Hallen, Filme 
auf allen Kanälen wie »Grüne Toma-
ten«, »We Want Sex« oder »Töchter der 
Erde«. Eine schöne Perspektive – nicht 
wahr? Es ist unser Auftrag. 

Foto: DIE LINKE
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GASTBEITRAG

Das Hamsterrad verlassen
Die Lebensbedürfnisse der Menschen müssen der Ökonomisierung und grenzenlosem 
Profi tstreben entgegengesetzt werden – für mehr Zeitsouveränität  VON HILDE WAGNER

 Die gesellschaftliche Bedeutung 
der aktuellen Tarifrunde in 
der Metall- und Elektroindus-

trie ergibt sich aus dem Streit um Ar-
beitszeit: Wer bestimmt darüber, wie 
lange und wann von wem gearbeitet 
wird — und was darf das Ganze kos-
ten? Aufgeworfen ist damit nicht nur 
die Frage nach der Verfügungsmacht 
über die Arbeitszeit, sondern auch 
die der Verfügung über Arbeits- und 
Lebenschancen. Die IG Metall steuert 
mit ihrer Arbeitszeitkampagne »Mein 
Leben — meine Zeit. Arbeit neu den-
ken« und den Arbeitszeitforderun-
gen in der aktuellen Tarifrunde erst-
mals seit Jahren tarifpolitisch gegen 
die anhaltende zeitliche Entgrenzung 
von Arbeit, die Flexibilisierung nach 
betrieblichen Belangen und dem zu-
nehmenden Auseinanderdriften der 
Arbeitszeiten von Männern und Frau-
en. Es geht dabei um Zeitsouveräni-
tät für die Beschäftigten, das heißt 
um Verfügungsrechte der Beschäftig-
ten über ihre Zeit: um Arbeitszeiten, 
die zum Leben passen. Das ist ein be-
deutender Schritt einer Gegenbewe-
gung zu den Trends der Entwicklung 
von Arbeit und Arbeitszeit, die sich 
in erster Linie nach Unternehmens- 
und Wettbewerbsprämissen richten 
und in deren Folge wesentliche Le-

bensbedürfnisse der Beschäftigten 
unter die Räder zu geraten drohen. 

Wie weit der Prozess der Entgren-
zung von Arbeit bereits fortgeschrit-
ten ist, zeigen betriebliche Erfahrun-
gen und Ergebnisse der Betriebsräte- 
und Beschäftigtenbefragungen der 

ner optimalen Kapazitätsauslastung. 
Laut der Beschäftigtenbefragung mit 
680.000 Antworten überschreiten 57 
Prozent der Befragten ihre vertragli-
che Arbeitszeit, 27 Prozent arbeiten 
in ihrer Freizeit nach Kontaktaufnah-
me und 24 Prozent berichten von Ar-
beitszeiten zwischen 41 bis über 48 
Stunden. Besonders belastet durch 
zunehmenden Leistungsdruck, lange 
Arbeitszeiten und Mehrarbeit sowie 
mangelnde individuelle Flexibilität 
sind Beschäftigte in Schichtsystemen 
und Beschäftigte mit Familienaufga-
ben wie Kinderbetreuung und Pfl ege.

Den Wünschen der Beschäftig-
ten stehen diese Entwicklungen dia-
metral entgegen. Zwei Drittel der Be-
fragten wollen Arbeitszeiten von 35 
Stunden oder weniger, fast die Hälf-
te würde eine reale 35-Stunden-Wo-
che präferieren. Arbeitszeiten im Be-
reich von 21 bis 34 Stunden wün-
schen sich 17 Prozent der Befragten, 
aber nur 5 Prozent haben sie vertrag-
lich vereinbart. Dabei sind es nicht 
nur Frauen, die sich für kürzere Ar-
beitszeiten aussprechen, auch 14 Pro-
zent der Männer – obwohl mit nur 3 
Prozent in diesem Bereich vertreten 
– möchten sie. 

In der Realität driften die Arbeits-
zeiten zwischen Männern und Frau-
en immer mehr auseinander. Obwohl 
Teilzeit ohne Rückkehrrecht häufi g 
eine berufl iche und fi nanzielle Sack-
gasse ist, steigen die hohen Teilzeit-
quoten von Frauen weiter an. Der 
Wunsch nach existenzsichernder Ar-
beit und besserer Vereinbarkeit ist 
bei Frauen wie Männern riesig: Fast 
90 Prozent möchten ihre tägliche Ar-
beitszeit kurzfristig an ihre privaten 
Bedürfnisse anpassen können und 
gut 82 Prozent sagen, dass es ihnen 
wichtig ist, vorübergehend ihre Ar-
beitszeit absenken zu können. 

Dies fand Eingang in die Forde-
rungen der aktuellen Tarifrunde der 
IG Metall: Neben einer Erhöhung der 
Entgelte um 6 Prozent geht es um ei-
nen individuelles Recht, die Wochen-
arbeitszeit bis zu zwei Jahre auf bis 

57,4

32,0

8,1

Es ist mit wichtig, 

meine tägliche 

Arbeitszeit kurz-

fristig an meine 

privaten Bedürf-

nisse anpassen zu 

können.
2,5

Wunsch nach selbstbestimmten 
Arbeitszeiten

■ sehr wichtig
■ wichtig
■ weniger wichtig
■ unwichtig

Quelle: IG Metall 

Beschäftigten-

befragungen 2017

IG Metall 2016/2017 in aller Deut-
lichkeit. So dient der zeitlich fl exi-
ble Einsatz der Beschäftigten nach 
Einschätzung der Betriebsräte zu 89 
Prozent der Erfüllung von Kunden-
anforderungen und zu 83 Prozent ei-

Weniger arbeiten: Beschäftigte wollen mehr Zeit Foto: Martin Heinlein
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zu 28 Stunden reduzieren zu können 
und einen fi nanziellen Zuschuss für 
Beschäftigte mit besonderen Arbeits-
belastungen und für jene, die sich um 
die Betreuung von Kindern oder pfl e-
gebedürftige Angehörige kümmern. 
Letzteres ist wichtig, damit auch Be-
schäftigte in unteren Entgeltgruppen 
sich eine Verringerung ihrer Arbeits-
zeit leisten können. 

Mit diesem Forderungspaket wer-
den Antworten auf mehrere Inter-
essenlagen und Lebensbedürfnisse 
gegeben. Angesichts zunehmender 
Verdichtung, Flexibilisierung und 
Entgrenzung von Arbeit benötigen 
die Menschen Zeit, damit Belastun-
gen nicht überhand nehmen und die 
Gesundheit gefährdet wird. Arbeit 
bleibt wichtig, aber das Privatleben, 
soziale Beziehungen, Familie und wei-
tere persönliche Interessen, etwa im 
Bereich von Kultur und Politik, sol-
len nicht einfach untergeordnet wer-
den. Die Menschen möchten ihr Le-
ben nicht wie im Hamsterrad ver-
bringen, sondern auch Zeit für sich 
und die Gemeinschaft haben. Die 
Rollenbilder haben sich verändert, 
Frauen wollen sich nicht mehr vor-
wiegend um Kind und Küche küm-
mern und (manche) Männer möchten 
sich nicht mehr ganz raushalten. Zeit-
liche Wahloptionen und »kurze Voll-
zeit« können und sollen Frauen beim 
Einstieg in eine existenzsichernde Er-
werbstätigkeit unterstützen und er-
möglichen Frauen und Männern ei-
ne gerechtere Verteilung auch von 
Sorge- und Hausarbeit. Es geht damit 
um Schritte in Richtung eines neuen 
»Normalarbeitsverhältnisses«, das die 
Lebensbedürfnisse der Beschäftigten 
in verschiedenen Lebensphasen und 

Arbeit besser bezahlen, 
gerecht verteilen. 
Schöner Leben.

40,3

31,6

42,0

25,4

12,8

24,3

Es wäre gut, 

vorübergehend 

die Arbeitszeit 

absenken zu 

können.

4,9

Ich würde gern 

weniger arbeiten, 

kann mir das 

aber fi nanziell 

nicht leisten.

18,6

ihre Orientierung an einem stärker 
selbstbestimmten und partnerschaft-
lichen Leben beinhaltet und Voraus-
setzungen für deren Realisierung 
schafft.

Die Arbeitgeber und ihre Verbän-
de stellen sich quer. Sie fordern ei-
ne weitere Erhöhung von Arbeitszei-
ten und die Abschaffung bisheriger 
Zuschläge sowie auf der gesetzlichen 
Ebene ein Aufweichen der Schutzre-
gelungen des Arbeitszeitgesetzes. Sie 
wollen die »Hoheit über die Arbeits-
zeit« nicht aus der Hand geben. Stär-
kere Verfügungsrechte der Beschäf-
tigten über ihre Zeit und kürzere Ar-
beitszeiten mit Entgeltzuschüssen für 
zentrale gesellschaftliche Aufgaben 
sind ihnen ein Dorn im Auge. Die be-
kannte Macht- und Verteilungsfrage 
erscheint in neuem Gewand. 

Am Schluss der zugespitzten Ta-
rifauseinandersetzung, in der erst-
mals in der Geschichte 24-stündige 
Warnstreiks den Druck auf die Ar-
beitgeber erhöhen, wird ein Kompro-
miss stehen (bei Redaktionsschluss 
dauerten die Verhandlungen noch 
an). Ist dieser ein Schritt in eine zu-
kunftsweisende Richtung, indem er 
dem grenzenlosen Profi tstreben und 
der Ökonomisierung der gesamten 
Gesellschaft eine Perspektive entge-
genstellt, die mehr Zeit zum Leben — 
in und außerhalb der Arbeit — sowie 
sinnvolle und gute Arbeit für alle er-
möglicht, dann wäre Ermutigendes 
für den weiteren Kampf um Arbeits-
zeit gewonnen.  

Hilde Wagner ist Arbeitszeitexpertin 
im Bereich Betriebspolitik beim 
Vorstand der IG Metall 

Die Gewerkschaft IG Metall 
und die Arbeitgeber in Baden-
Württemberg haben sich auf ei-
nen Tarifvertrag geeinigt. Die 
Einigung gilt als Pilotabkom-
men für die Branche. Der Ab-
schluss ist sehr kompliziert. 
Ab April 2018 werden die Löh-
ne und Gehälter um 4,3 Pro-
zent steigen, hinzu kommen ei-
ne Einmalzahlung für Januar bis 
März und für 2019 ein Festbe-
trag sowie ein neues tarifl iches 
Zusatzgeld.
In Bezug auf die umstrittene 
Möglichkeit zur Senkung der 
Arbeitszeit haben IG Metall und 
die Arbeitgeber folgendes ver-
einbart: Beschäftigte mit Kin-
dern bis acht Jahren, zu pfl e-
genden Angehörigen oder in 
Schichtsystemen können ab 
2019 wählen, ob sie statt des 
tarifl ichen Zusatzgelds acht 
freie Tage haben wollen. Zwei 
Tage davon tragen die Arbeitge-
ber bei.
Beschäftigte können ab 2019 
ihre Arbeitszeit für maximal 24 
Monate auf bis zu 28 Wochen-
stunden absenken. Nach Ablauf 
des vereinbarten Zeitraums 
kann sich der Beschäftigte er-
neut dafür entscheiden. Aller-
dings müssen Beschäftigte, die 
weniger arbeiten, Lohneinbu-
ßen hinnehmen. Im Gegenzug 
zur Möglichkeit kürzer zu arbei-
ten, können die Arbeitgeber in 
vergleichbarem Umfang nun 
mehr Arbeitsverträge bis zu 40 
Wochenstunden abschließen. 
Alternativ wählbar ist ein Mo-
dell des Gesamt-Arbeitszeitvo-
lumens. Werden die vereinbar-
ten Arbeitszeitbestimmungen 
überschritten, erhält der Be-
triebsrat neuerdings ein Wider-
spruchsrecht.

Das Ergebnis



EUROPAWAHLEN

Keine Formelkompromisse
Die europäische Linke muss sich als »lernende Partei« begreifen, die sich in einer 
solidarischen, aber auch kontrovers geführten Debatte weiterentwickelt VON GREGOR GYSI

 Wir als linke Kräfte in Euro-
pa sind uns einig, dass wir 
die Austeritätspolitik der 

Troika nicht wollen, sondern eine Po-
litik der öffentlichen Investitionen 
und des sozial-ökologischen Umbaus. 
Mein Appell ist, dass wir uns darauf 
konzentrieren, für solch ein Umsteu-
ern Mehrheiten zu gewinnen – und 
uns nicht spalten lassen, auch nicht 
durch legitime Minderheitenpositio-
nen in unseren Reihen.

Aber wir brauchen eine schlüssige 
Strategie als Europäische Linke, auch 
mit Blick auf die Europawahlen. Das 
ist angesichts des Spektrums unse-
rer Positionen zur europäischen Inte-
gration und zur EU eine Herausfor-
derung. Trotzdem bin ich der Über-
zeugung, dass es gelingen kann. Wir 
müssen es schaffen, hierzu in den 
nächsten Monaten eine solidarische 
Diskussion zu führen, bei der ich den 
Appell an alle richte, sich die Argu-
mente der anderen Genossinnen und 
Genossen genau anzuhören und zu 
verstehen, warum diese in dem nati-
onalen Kontext, in dem sie sich gera-
de befi nden, zu einer bestimmten Po-
sitionierung kommen. 

Bei uns gibt es beispielsweise ei-
nige, die lehnen den Euro und auch 
die EU ab, und sagen, man müsse sie 
abschaffen, um ein sozialeres Europa 
zu erreichen. Und in der Tat, aus der 
Perspektive beispielsweise der südeu-
ropäischen Jugend gibt es erstmal gu-
te Gründe, die europäischen Instituti-
onen abzulehnen, die ihren Ländern 
die knallharte Austeritätspolitik auf-
gezwungen haben. Europa und die EU 
stehen hier direkt für Sozialabbau.

Das sollte jede unkritische »pro-eu-
ropäische« Haltung refl ektieren, bei 
aller grundsätzlichen Sympathie für 
über den Nationalstaat hinausweisen-
de Lösungen: Wie soll eine Spanierin 
oder Griechin ein positives Bild von 

der EU haben, wenn annähernd die 
Hälfte ihrer Freundinnen arbeitslos 
ist, und die Troika weitere Sparmaß-
nahmen fordert?

Aber ich möchte auch folgendes 
zu bedenken geben: Die sogenann-
te Troika, das sind Vertreter der Eu-
ropäischen Kommission, des Inter-
nationalen Währungsfonds und der 
Europäischen Zentralbank. Das eu-
ropäische Parlament, das mit einer 
deutlich höheren demokratischen 

Aber ich fi nde einen Rückzug auf die 
nationale Ebene aus mehreren Grün-
den nicht überzeugend.

Mir scheint es zunächst einfach 
nicht realistisch, schon wegen der 
ökonomischen Realitäten: Die Wirt-
schaftskraft, also das Bruttoinlands-
produkt (BIP) der gesamten EU ist 
vergleichbar mit dem der USA. Aber 
die Volkswirtschaften einzelner Nati-
onalstaaten in Europa sind viel klei-
ner – was im real existierenden Kapi-
talismus zu einer extremen ökonomi-
schen Machtasymmetrie führt. Das 
kann man falsch fi nden, muss man 
aber zur Kenntnis nehmen. Wie sol-
len denn diese Länder auf national-
staatlicher Ebene etwa mit den USA 
oder Kanada über ein faires Handels-
abkommen verhandeln, was soziale 
Standards berücksichtigt? Ich glau-
be, das wäre wenig vielversprechend, 
sondern zum Scheitern verurteilt.

Natürlich sind wir für eine grund-
legende Überarbeitung und Neuord-
nung der Verträge, um weitergehen-
de soziale Fortschritte zu erreichen. 
Das sollten wir nie vergessen und 
auch Vorschläge für alternative Ver-
träge unterbreiten. Vertragsänderun-
gen sind aber nur sehr schwer zu er-
reichen. Deshalb müssen wir gleich-
zeitig versuchen, auf der Grundlage 
der bestehenden Verträge eine andere 
Auslegung und eine fortschrittlichere 
Politik zu erstreiten. Ich glaube: Oh-
ne eine mindestens europäische Re-
gulierung des Kapitalismus lässt sich 
eine Politik, die sich für die konkre-
te Verbesserung der Lebensbedingun-
gen der Menschen einsetzt, nur sehr 
schwer umsetzen, wenn überhaupt. 
Natürlich arbeiten wir längerfristig an 
einer Überwindung des Kapitalismus 
hin zu einem demokratischen Sozia-
lismus, aber wir müssen strategische 
Antworten haben als Linke gerade 
auch zu Fragen der Zukunft Europas.

Legitimität ausgestattet ist als die 
Beamten der Institutionen der Troi-
ka, hat viel weniger Einfl uss. Sollten 
wir das nicht ändern? Sollten wir die 
EU nicht so umgestalten, dass wir als 
Linke im europäischen Parlament ei-
nen europäischen Mindestlohn und 
ein Investitionsprogramm für die öf-
fentliche Infrastruktur beantragen 
und beschließen können? Das wä-
re aber nicht weniger Europa, auch 
nicht mehr der jetzigen EU, sondern 
eine neues Europa. Eine andere Rich-
tung der europäischen Integration – 
eine, die soziale, ökologische und de-
mokratische Standards verbindlich 
macht und dadurch wenigstens eine 
wirkliche europäische Regulierung 
des Kapitalismus ermöglicht.

Meine Frage an diejenigen, die aus 
durchaus nachvollziehbaren Gründen 
skeptisch sind, was die Reformierbar-
keit der EU anbetrifft: Sollen wir uns 
stattdessen ernsthaft auf die nationa-
le Ebene beschränken und zurückzie-
hen? Mir ist natürlich bewusst, dass es 
auch in der deutschen Linken unter-
schiedliche Positionen zu Europa gibt. 
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Es gibt in den EU-Verträgen auch 
Stellen mit sozialen Bezügen, und un-
sere Aufgabe ist es, diese herauszuar-
beiten und der Öffentlichkeit zu er-
klären, dass eine soziale EU notwen-
dig und machbar ist, wenn man die 
Verträge in unserem Sinne interpre-
tierte. So gibt es Vorschläge im Um-
feld der »Europäischen Wirtschafts-
wissenschaftler für eine andere Wirt-
schaftspolitik in Europa« (EuroMe-
mo-Gruppe), die darauf hinauslaufen, 
dass Zukunftsinvestitionen nicht zu 
den Schulden gezählt werden, um so 
die Austeritätspolitik zu umgehen. 
Dann wären größere Investitionspro-
gramme etwa in der Größenordnung 
von drei Prozent der Wirtschaftsleis-
tung auch heute möglich. 

Ich möchte dazu ermuntern, über 
die Gründe der unterschiedlichen 
Positionen zu Europa nachzudenken, 
und dann gemeinsam einen tragfähi-
gen Kompromiss zu erreichen. Die-
ser muss natürlich möglichst breit 
angelegt sein und unterschiedliche 
Schwerpunktsetzungen der Parteien 

der Europäischen Linken widerspie-
geln. Ich werbe aber bei dieser Debat-
te explizit dafür, keine nichts-sagen-
den Formelkompromisse anzustre-
ben, in die man alles und nichts hin-
eininterpretieren kann, sondern den 
ernsthaften Versuch zu unterneh-
men, sich politisch zu verständigen 
und eine grundsätzliche, fundierte 
und kommunikationsfähige Position 
zu Europa und der bestehenden EU 
zu erreichen. Ich glaube fest daran, 
dass wir das schaffen können. Natür-
lich werden sich alle Teilnehmenden 
der Diskussion bewegen müssen. Wir 
brauchen eine Offenheit der anderen 
Meinung gegenüber, und die Lust da-
ran, diese zu verstehen, nicht zu »be-
siegen« in einer Kampfabstimmung. 
Wir müssen uns als »lernende Partei« 
begreifen, die sich in einer solidari-
schen, aber in der Sache auch kont-
rovers geführten Debatte weiterent-
wickelt. Das ist unsere Aufgabe.

Ich fi nde, das sind wir den Men-
schen in Europa schuldig – denn oh-
ne einen gemeinsamen Kampf un-

serer politischen Familie haben wir 
diesen schon verloren. Ich weiß, wie 
schwierig die Situation in Griechen-
land ist, und wie unterschiedlich die 
Einschätzungen der richtigen Strate-
gie selbst unter unseren Mitgliedspar-
teien sind. Aber mit Blick auf die Euro-
pawahl darf sich unsere politische Fa-
milie nicht von der knallharten Auste-
ritätspolitik der Troika spalten lassen! 

Wir haben die verdammte Pfl icht, 
vereint für ein soziales Europa zu 
kämpfen. Ich glaube fest daran, dass 
wir es schaffen können, uns auf ei-
ne Position zu Europa und der euro-
päischen Integration zu verständigen, 
und dann einen erfolgreichen Wahl-
kampf zum Europäischen Parlament 
zu bestreiten. Es wird nicht einfach, 
aber wir müssen es mit aller Energie 
versuchen. 

Gregor Gysi ist Präsident der 
Europäischen Linken

Die Langfassung des Beitrags unter 
www.die-linke.de/disput
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KOMMUNISTISCHES MANIFEST 

Auch heute noch richtig
Auf die brennenden Probleme der Gegenwart gibt es im Manifest von Marx und Engels 
aus dem Jahr 1848 Antworten VON PROF. DR. WOLFGANG TRIEBEL

 Keine aus der Geschichte be-
kannte Gesellschaftskonzepti-
on für ein menschenwürdiges 

Leben aller Bürger ist jemals so mas-
siv bekämpft worden wie das 1848 
veröffentlichte »Manifest der Kom-
munistischen Partei« von Karl Marx 
und Friedrich Engels. Umso bewun-
dernswerter ist, dass im Jahre 2013 
das Manifest und Band 1 des Kapi-
tals von Marx von der UNESCO in 
das »Memory of the World« (Gedächt-
nis der Welt) aufgenommen wurden. 
Dieses Register hat die Aufgabe, das 
dokumentarische Erbe der Mensch-
heit zu erhalten.

Neben Goethes Werken, Grimms 
Märchen, Beethovens 9. Symphonie 
und mehr als 400 weiteren Doku-
menten sind nunmehr auch das »Ma-
nifest« und »Das Kapital« im Welter-
be als deutsches Denken anerkannt. 
Mit der Aufnahme in das »Gedächtnis 

der Welt« verpfl ichten sich Entsende-
staaten, für Erhalt und Verfügbarkeit 
des jeweiligen dokumentarischen Er-
bes zu sorgen. 

Völker aller Kontinente haben 
seit 1848 trotz feudal wie kapitalis-
tisch motivierter Widerstände die 
zukunftsträchtigen Ideen des Ma-
nifestes politisch-sozial umzusetzen 
versucht. Weltumspannende Zei-
chen setzten die Pariser Kommune 
1871, die Russische Revolution 1917 
und die Gründung der Sowjetuni-
on sowie nach dem Zweiten Welt-
krieg weitere sozialistische Staaten. 
Sie verstanden die Vergesellschaf-
tung von Grund und Boden und ein-
schlägiger Großindustrien als erste 
Schritte in den sozialen Umwälzun-
gen ihrer Gesellschaft zur Verwirk-
lichung der Ziele des Manifests. Das 
inspirierte revolutionäre Bewegun-
gen in Asien, Afrika und Lateiname-

rika zum Sturz ihrer Kolonialher-
ren. Alle großen politischen Kämpfe 
des 20. Jahrhunderts, auch die zwei 
Weltkriege, trugen in sich den Ge-
gensatz von aufstrebendem Kommu-
nismus und widerständischem Anti-
kommunismus. 

Großes Gewicht

Zum 100. Todestag von Karl Marx 
1983 beschrieb der Vertreter der 
damaligen »Fortschrittlichen Volks-
front der Seychellen« die Ausstrah-
lungskraft der Ideen im Manifest 
von 1848 auf den Kampf antikoloni-
aler Bewegungen: »Wir haben Marx 
immer gekannt, wenn auch anfangs 
nicht durch seine Schriften. Wir ha-
ben ihn damals im Kampf unseres 
Volkes entdeckt, in dem Plan einer 
Gesellschaftsordnung, den wir in 

»Ein Gespenst geht 

um in Europa – das 

Gespenst des 

Kommunismus« 

Der erste Satz des 

Kommunistischen 

Manifests ist fast so 

berühmt wie der letzte: 

»Proletarier aller 

Länder, vereinigt euch!« 

Illustration: Amin Dickler
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uns trugen, wenn auch noch etwas 
verschwommen… Als wir angefan-
gen haben, uns eingehender mit den 
Schriften von Marx … zu beschäf-
tigen, haben wir festgestellt, dass 
sie bereits alte Weggefährten, aber 
gleichzeitig voller neuer Gedanken 
waren. Das haben wir dann genutzt, 
um zu korrigieren, was zu korrigie-
ren war, um Erkenntnisse zu festi-
gen und weiter voranzukommen. 
Marx und unsere Zeit, Marx und der 
Frieden, Marx und der soziale Fort-
schritt – all das ist für uns…klar und 
einleuchtend.«

Die Niederlagen des Realsozialis-
mus in Europa am Ende des 20. Jahr-
hunderts haben das soziale Gewicht 
der Visionen des Manifests für poli-
tische Problemlösungen im 21. Jahr-
hundert keineswegs aufgehoben. In 
der Begründung für die Aufnahme 
beider Dokumente in das UNESCO-
Erbe heißt es, beide Schriften sind 
»zwei der wichtigsten Publikationen 
des 19. Jahrhunderts, … die großen 
Einfl uss auf die Entwicklung sozia-
listischer, kommunistischer und an-
derer revolutionärer Bewegungen 
des 19. und 20. Jahrhunderts« hat-
ten. Und: »Ihr enormer Einfl uss wirkt 
bis heute nach«. Marx ist also nicht 
tot, wie es 1990 Gewinner des Kalten 
Krieges nach der Eingliederung der 
DDR in die Bundesrepublik dünkte. 

Politischer Auftrag

Die 2017 erfolgte Besinnung auf das 
vor 150 Jahren erschienene »Kapi-
tal« von Karl Marx hatte einen rea-
len historischen Hintergrund. Die 
seit Beginn des 21. Jahrhunderts im 
Euro-Europa lauthals verkündete so-
ziale Reformierung des Kapitalismus 
kann man als verfehlt ansehen mit 
Zwangsjacke für Griechenland, ge-
stiegener Arbeitslosigkeit und Armut 
in Südeuropa oder dem Brexit Groß-
britanniens. Immer mehr bürgerli-
che Ökonomen befragen bei der Su-
che nach den Ursachen dafür folge-

richtig politisch vernünftig und wis-
senschaftlich redlich die Kritik von 
Karl Marx an der politischen Ökono-
mie des Kapitalismus. 

Das »Kapital« von Marx von 1867 
ist die wissenschaftlich-theoretische 
Begründung für den politischen Auf-
trag des Manifests von 1848 »Prole-
tarier aller Länder, vereinigt euch!«. 
Nur eine in der Gesellschaft verwur-
zelte einheitlich handelnde Arbeiter-
klasse kann für sich und das ganze 
Volk eine menschenwürdige Gesell-
schaftsordnung errichten, frei von 
jeglicher Ausbeutung und Unterdrü-
ckung. Zu fragen ist, welche politi-
schen Gewissheiten von Marx und 
Engels im Manifest, welche der sinn-
vollen Erfahrungen des Sozialismus 
des 20. Jahrhunderts, aber auch sei-
ner bitteren Lehren, sind im 21. Jahr-
hundert für die Schaffung von In-
stitutionen langlebiger Volksherr-
schaftsformen politisch weiterzufüh-
ren?

Das Kommunistische Manifest 
wird für die Dauer des Kapitalismus 
viele Völker auf allen Kontinenten 
beschäftigen. Als Marx und Engels 

es schrieben, erlebten sie vor ihren 
Augen die Entstehung zweier neuer 
Klassen, Bourgeoisie und Proletariat. 
Diese Klassen wurden historisch als 
Zwillinge geboren, bekämpften sich 
aber als feindliche Brüder einander 
sozial und politisch. Daraus leiteten 
Marx und Engels als allgemeingülti-
gen Grundsatz ab: Die Geschichte ist 
eine Geschichte von Klassenkämp-
fen! Das wollen manche auch heute 
noch nicht wahrhaben. Die sozialen 
Grenzen zwischen den Klassen und 
Schichten werden heute vielfach be-
wusst verwischt gehalten.

Grundsätze

Trotz veränderter Bedingungen be-
tonte Engels in der Vorrede zur deut-
schen Ausgabe 1872, »die in diesem 
›Manifest‹ entwickelten allgemeinen 
Grundsätze behalten im ganzen und 
großen auch heute noch ihre volle 
Richtigkeit« (MEW 1959, Bd. 4/573). 
Seit Marx wird die soziale Klassen-
zugehörigkeit der Menschen an ihrer 
unterschiedlichen Stellung zu Pro-
duktionsmitteln bestimmt. Auch die-
ser allgemeine Grundsatz gilt bis heu-
te: »Eigentum verpfl ichtet«, Grund-
gesetz Artikel 14, meint privates Ei-
gentum an Produktionsmitteln wie 
Grund und Boden, großen Industri-
en, Wasser, Energien, an Mietshäu-
sern und anderen für die Existenz 
aller Menschen lebenswichtigen Gü-
tern. Der Kommunismus kritisiert de-
ren Nutzung zur privaten Anhäufung 
von Profi t, nicht das Auto des Nach-
barn und seine Villa. 

Im 21. Jahrhundert sind Kriege 
und Kriegsdrohungen die Hauptpro-
fi tquellen kapitalistischer Rüstungs-
industrien. Abrüstung und das Ver-
bot von Atomwaffen sind Voraus-
setzung für die Lebenswelt der Men-
schen von heute und morgen. Auf die 
brennenden Probleme unserer Zeit 
gibt es im Manifest von Marx und 
Engels aus dem Jahr 1848 Antworten 
– man muss sie nur fi nden wollen. 

»Die Niederlagen des Realsozialismus haben das 
soziale Gewicht der Visionen des Manifests für politische

Problemlösungen keineswegs aufgehoben.«

Foto: Archiv
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PRESSEDIENST

▀ ▀ An alle: Alle Genos-
sinnen und Genossen sind 
herzlich eingeladen zu Re-
gionalforen der LINKEN in 
sechs Städten. Dort wol-
len wir diskutieren: Was 
sind die Aufgaben, die The-
men, die Kampagnen, die 
wir uns in Zeiten der Gro-
ßen Koalition vornehmen? 
DIE LINKE hat Stimmen 
bei der Bundestagswahl 
hinzugewonnen und viele 
neue, vor allem junge Mit-
glieder sind eingetreten. 
Was sind die Aufgaben, 
vor denen wir jetzt stehen? 
Seit der Bundestagswahl 
werden einige Fragen in 
der Partei engagiert disku-
tiert. Zum Beispiel, ob wir 
den Bezug zu wichtigen 
gesellschaftlichen Grup-
pen, Klassen, linkem Kli-
entel verlieren und ob un-
sere Verluste und Gewin-
ne im Zusammenhang mit 
einigen unserer Positionen 
stehen. Sollten wir unse-
re Standpunkte im Bereich 
von Flucht und Asyl, Gren-
zen, Einwanderungsge-
setz ändern, beibehalten, 
konkretisieren? Was folgt 
aus dem Rechtsruck in der 
Gesellschaft für die LIN-
KE Arbeit vor Ort? Mitglie-
der des Parteivorstandes 
und die Parteivorsitzen-
den werden ebenfalls teil-
nehmen. Für Getränke und 
Snacks ist gesorgt. Auch 
Kinder sind herzlich will-
kommen. Es gibt auf allen 
Regionalforen eine Kinder-
betreuung.

Die Termine:
Sonntag, 4. März 2018, 
München
Einstein Kultur, 
Einsteinstraße 42, 
81675 München 

Sonnabend, 10. März 
Mannheim
Gewerkschaftshaus 
Mannheim, 
Hans-Böckler-Straße 1, 
68161 Mannheim 
Sonnabend, 17. März 
Hannover
Chéz Heinz, 
Liepmannstraße 7b, 
30453 Hannover 
Sonntag, 18. März, 
Erfurt
Stadtgarten Erfurt, 
Dalbergsweg 2a, 
99084 Erfurt 
Sonntag, 22. April, 
Essen
ChorForum Essen, 
Fischerstraße 2–4, 
45128 Essen 
Sonnabend, 28. April, 
Berlin
Sharehaus Refugio, 
Lenaustraße 3–4, 
12047 Berlin (Neukölln)

▀ ▀ BAG Kommunal-
politik: DIE LINKE ver-
gibt 2018 zum sechsten 
Mal den kommunalen Ini-
tiativpreis »Kommune Zu-
kunft« für Projekte, die 
die Entwicklung eines de-
mokratischen, ökologi-

schen und sozial gerech-
ten Gemeinwesens voran-
bringen. Der Preis soll ei-
nen Beitrag dazu leisten, 
dass LINKE Kommunalpo-
litik sichtbar und für vie-
le erlebbar wird. Bis zum 
31. März 2018 können Be-

▀ ▀ Brandenburg: Detlef 
Tabbert, LINKER Bürger-
meister in Templin, ist En-
de Januar im ersten Wahl-
gang für acht Jahre wie-
dergewählt worden. »Be-
sonders freut uns, dass er 
bereits im ersten Wahl-
gang gegen drei Gegen-
kandidatInnen deutlich 
mit 61 Prozent überzeu-
gen konnte«, sagte Lan-
desgeschäftsführerin An-
ja Maier. »Das gibt uns Rü-
ckenwind für die weiteren 
anstehenden Oberbür-
germeister-, Bürgermeis-
ter- und Landratswahlen«. 
In Neuenhagen, im Nuthe-
tal, Wustermark und vie-
len anderen Gemeinden 
fi nden in den kommenden 
Monaten Bürgermeister- 
und Oberbürgermeister-
wahlen, am 22. April Land-
rätewahlen statt.

▀ ▀ Bremen: Die Links-
fraktion in der Bremer Bür-
gerschaft fordert die Ab-
schaffung von Ersatzfrei-
heitsstrafen. Zahlen Ver-
urteilte eine Geldstrafe 
nicht, ordnen die Gerich-
te ersatzweise eine Frei-

demokratisch
ökologisch

sozial

Kommune
Zukunft

Kommunaler Initiativpreis

werbungen und Vorschlä-
ge schriftlich eingereicht 
werden an: DIE LINKE.BAG 
Kommunalpolitik, Klei-
ne Alexanderstraße 28, 
10178 Berlin oder per 
E-Mail an bag.kommunal-
politik@die-linke.de. 
Der kommunale Initiativ-
preis ist mit 1000 Euro 
dotiert. Alle eingereich-
ten Projekte erhalten eine 
Urkunde und werden auf 
dem Fest der LINKEN am 
23. Juni 2018 in Berlin ge-
ehrt. Weitere Informatio-
nen unter www.die-linke.
de/kommunalpolitik/

C L A R A - Z E T K I N  -  F R A U E N P R E I S  2 018

Zur Preisverleihung in Berlin
laden wir Euch herzlich ein:
Freitag, 2. März 2018, 19 Uhr
Südblock, Admiralstraße 1–2
 10999 Berlin
im Anschluss Party

Der Clara-Zetkin-Frauenpreis 
wird für herausragende Leistungen 
von Frauen in Gesellschaft 
und Politik in diesem Jahr 
zum achten Mal verliehen.
www.clara-zetkin-frauenpreis.de
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 D
uschen, Haare waschen und saubere Sa-
chen – ein schöner Dreiklang vor dem 
sonntäglichen Frühstück. Ärgerlich, wenn 
sich in den Socken dann ein Kristall Kat-
zenstreu verfangen hat … wie ein Kiesel 

in der »Sandalette« am Wandertag. Beim Socken-Um-
stülpen läuft das Radio im Bad, die Nachrichten und 
ich höre: »… ist ein Meilenstein für die moderne Ar-
beitswelt!« Mh, da fällt mir glatt ein Stein vom Herzen 
… OK, es war eher ein Krümelchen Rollsplit.
Der Meilenstein in seinem ursprünglichen Zustand 
war eine Distanzmessmarke, stand also als Ab-
schnittsbevollmächtigter aus Stein an bestimmten 
Marken zwischen den Orten A und B. Ein Meilenstein 
markiert auch im übertragenen, sprachlichen Sin-
ne eine bestimmte Marke oder Etappe auf dem Weg 
zum Ziel. Die Landung auf dem Mond ist ein Meilen-
stein bei der Besiedlung des Weltalls – obwohl es ein 
kleiner Schritt war.
Und heute? In unserer an Superlativen gar nicht so 
armen Welt, die immer höher, immer schneller, im-
mer weiter will, und alles »the greatest« sein muss …
macht man halt aus jeder Mücke einen Elefanten – 
mit vermeintlich positivem Bezug. So wird ganz fi x 
aus jeder zusätzlichen Lötstelle ein Quantensprung in 
der Informationstechnologie – oder aus jedem Zehn-
telprozent bei Tarifverhandlungen, jedem Drei-Tore-
Vorsprung, ein Meilenstein. 
Wenn jeder Pups zum Sturm aufgeblasen wird, wird 
es beliebig, langweilig und komplett uninteressant. 
Heben wir doch die Meilensteine für Dinge auf, die 
wirklich welche sind – die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte ist ein Meilenstein in der Geschich-
te der Menschheit!!! Und nicht jeder Krümel, der bei 
maximalem Verbal-Zoom wie ein Fels aussieht. 
Abschließend noch für den Bildungsauftrag: Wie stei-
gert man »imposant«? Im-Po-Sand, Im-Hintern-Steine 
und Im-Arsch … Meilensteine.

Daniel Bartsch

Meilenstein

DAS KLEINE 
BLABLA

DISPUT stellt sich allmonatlich den Sprechblasenfragen 
unserer Zeit. Dafür die kleine Sprachglosse.

heitsstrafe an. »Von Er-
satzfreiheitsstrafen sind 
fast ausschließlich mittel-
lose Menschen mit schwe-
ren persönlichen, sozialen 
und gesundheitlichen Pro-
blemlagen betroffen. Haft 
verbessert ihre persönli-
che Lage nicht, sondern 
wirkt zusätzlich stigmati-
sierend«, sagte Peter Er-
lanson, rechtspolitischer 
Sprecher der Linksfrakti-
on. DIE LINKE hat einen 
Antrag in die Bürgerschaft 
eingebracht, um Alternati-
ven zu prüfen. In Bremen 
waren im Jahr 2017 im 
Schnitt jeden Tag 49 Per-
sonen wegen einer Ersatz-
freiheitsstrafe in Haft. 

▀ ▀ Cuba Si: Zu Besuch 
im Karl-Liebknecht-Haus, 
der Bundesgeschäftsstelle 
der LINKEN: Enrique Ubi-

und Genossen, die Interes-
se an Cuba Socialista ha-
ben, können die Zeitschrift 
über die LINKE Arbeits-
gemeinschaft Cuba Si be-
ziehen.

▀ ▀ Sachsen-Anhalt: In 
Halle haben LINKE, SPD 
und Grüne den LINKEN 
Landtagsabgeordneten 
Hendrik Lange zum ge-
meinsamen Kandidaten 
für die Oberbürgermeis-
terwahl 2019 nominiert. 
Der 41-jährige Diplom-
Biologe ist Vorsitzender 
des Stadtrats. »Rot-Rot-
Grün ist möglich und für 
uns die notwendige Ant-
wort auf Probleme in der 
Stadt«, sagte Lange. Die 
drei Parteien wollen auch 
ein gemeinsames Wahlpro-
gramm erstellen.

▀ ▀ Vormerken: Vom 
13. bis zum 16. Septem-
ber fi ndet in Berlin die 
»Linke Woche der Zu-
kunft« statt. Neue und 
langjährige LINKE-Mitglie-
der und an linker Politik 
Interessierte sind eingela-
den, vier Tage gemeinsam 
zu diskutieren, voneinan-
der zu lernen und span-
nende Lesungen und Kon-
zerte zu erleben. Im Zent-
rum steht die Frage nach 
linken Strategien für eine 
bessere Zukunft: Wie wol-
len wir leben und arbei-
ten, wohnen und produ-
zieren, wie wollen wir Po-
litik machen? Außerdem: 
Internationale Gäste, ein 
feministisches Labor, eine 
linke Stadtrallye, kommu-
nalpolitische Impulse und 
schließlich kommen beim 
Kinderprogramm auch die 
Kleinen auf ihre Kosten. 

eta, Redakteur der Zeit-
schrift Cuba Socialista. 
Die Zeitschrift ist das The-
orieorgan des Zentralkomi-
tees der KP Cubas. Neben 
Debatten über die politi-
sche und wirtschaftliche 
Lage Kubas publiziert die 
alle drei Monate erschei-
nende Zeitschrift Beiträge 
über und Bilder von Künst-
lerInnen, Gedichte und Ka-
rikaturen. Genossinnen 
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FILMFESTIVAL

Kein Mainstream
Die kritische Auseinandersetzung mit sozialer Ungleichheit und regionale Vielfalt machen 
die Berlinale auch für Linke zu einer großen Attraktion VON KATRIN VOSS

 Die 68. Berlinale, Berlins größtes 
Filmfestival, hält die Stadt in 
Atem. Berlins Straßen und Bah-

nen sind Ende Februar mit Cineasten 
und Filmschaffenden aus aller Welt 
gefüllt, die hektisch mit Berlinale De-
votionalien geschmückt, zum Potsda-
mer Platz strömen, dem Hauptaustra-
gungsort. Die Berlinale richtet sich, an-
ders als andere internationale Filmfes-
tivals, nicht nur an die kommerzielle 
Filmindustrie, sie ist auch ein großes 
Event für FilmliebhaberInnen. Jedes 
Jahr werden neue Besucherrekorde 
vermeldet, allein 2017 wurden mehr 
als 330.000 Kinokarten verkauft. Ge-
zeigt werden über 300 Beiträge aus 
aller Welt. In den unterschiedlichen 
Sektionen können BesucherInnen zwi-
schen klassischen Spielfi lmen, Doku-
mentationen, Kurz- und Animations-
fi lmen, Kinder- und Jugendfi lmen so-
wie den neuesten Kunst-Filmtrends 
auswählen.   

Die meisten Beiträge fi nden kei-
nen Filmverleih in Deutschland. Viele 
Filme befassen sich mit Themen, die 

nicht dem Mainstream entsprechen 
und für die stark kommerzialisier-
te Kinobranche unattraktiv erschei-
nen. Aber, Achtung: Mit etwas Glück 
stößt man im Nachtprogramm der öf-
fentlich-rechtlichen Sender auf einen 
ehemaligen Berlinale-Beitrag.  Um auf 
gute Filme, abseits des Wettbewerbs 
aufmerksam zu machen, wurde der 
Publikumspreis geschaffen.  Bei den 
Panorama-Filmen werden die Zu-
schauerInnen aufgefordert, die Filme 
zu bewerten und am letzten Tag der 

Berlinale wird der beliebteste Spiel- 
und Dokumentarfi lm gekürt.

Die regionale und kulturelle Viel-
fältigkeit, die häufi g kritische Ausei-
nandersetzung mit sozialer Ungleich-
heit und das fi lmische Aufgreifen sozi-
alkritischer Themen machen die Ber-
linale zu einer großen Attraktion, die 
BesucherInnen aus der ganzen Welt 
nach Berlin lockt. Viele Filme beleuch-
ten soziale Brennpunkte und führen 
an ferne Orte, zu denen der Zugang 
sonst kaum möglich ist. 

Berlinale 2017: LINKE bei der Premiere des Films »Der junge Karl Marx«

Foto: Eventpresse Radke



DISPUT März 2018  27

 G
lückwunsch allen 
Frauen, die sich im 
Wildwasser des Tur-
bo-Kapitalismus nicht 
an unbewohnbare 

Ufer werfen lassen! Aber auch die 
Glücklichen, die einen halbwegs si-
cheren Job mit Vollzeit und Tarif-
lohn haben, tragen ein enges Hals-
band, das ihnen als Handy oder 
Smartphone verkauft wurde und 
oft als Lasso der Firma für Über-
stunden und Sonderschichten 
missbraucht wird. Wenn doch man-
che Chefs mal fragen würden: Wer 
kümmert sich um Haus und Kinder, 
Einkauf und Arzttermine und wie 
deckt das Einkommen ihr Auskom-
men? Aber dann könnten ein Pro-
zent Superreiche nicht mehr besit-
zen als die 99 Prozent der ärmeren 
Weltbevölkerung. Was der Krebs-
schaden dieses Systems ist und 
beherzte Operationen verlangt.
Das angeblich stärkste, größte, 
christlichste und demokratischste 
aller Weltsysteme hat zum Beispiel 
nicht geschafft, den Frauen, die 
ja die größere Hälfte der Mensch-
heit sind, ein gleichberechtigtes 
Dasein neben den Männern zu si-
chern. Das beneidete Deutschland 
hat unter aktiver Mitwirkung der 
Sozialdemokratie in den 1960er 
bis 1980er Jahren nur einige An-
passungen an Ost- und Nordeuro-
pa erreicht: Die Frauen dürfen oh-
ne Einwilligung des Ehemannes be-
rufstätig werden. Sie dürfen Ext-
ra-Parkplätze in den Tiefgaragen 

benutzen. Sie sollen, auch mit Kindern 
ohne Trauschein, nicht mehr geächtet 
werden. Misshandlung durch die Män-
ner soll angezeigt werden. Das Grund-
gesetz verspricht ihnen gleiche Rech-
te – aber nicht gleiche Löhne. Da wer-
den dann viele Rechte erwürgt. 
Das Bundesfamilienministerium 
schätzt die Lohnlücke zwischen Män-
nern und Frauen auf 21 Prozent. 
Selbst, wo eine Angleichung ertrotzt 
wurde, fehlen mindestens sechs Pro-
zent. Doch seit Juni 2018 gibt es nun 
ein »Gesetz zur Förderung der Trans-
parenz in Entgeltstrukturen«. Hosi-
anna!
Aber Vorsicht: Transparenz heißt nicht 
Ausgleich. Wenn der Betrieb über 200 
Leute beschäftigt, darf nun gefragt 
werden, wer nach welchen Kriterien 
wie bezahlt wird. Private Firmenchefs 
mit mehr als 500 Leuten sollen selber 
regelmäßig prüfen, wie sich die Ent-
geltgleichheit entwickelt. Wer den Be-
richt anzweifelt, kann drei Kollegen 
benennen, die – trotz vergleichbarer 
Qualifi kation und Leistung – mehr als 
die klagenden Frauen verdienen. Da 
aber fast überall eine Schweigepfl icht 
über Lohnabkommen besteht, wären 
die Ehrlichen wieder die Dummen. 
Dann folgen die üblichen Vorwürfe: 
Sie hätten Mechatronikerin werden 
sollen. Sie haben wegen der Kinder 
zwei Jahre pausiert. Sie wollten doch 
einen Teilzeit-Job! 
Die Bunderepublik hat dreieinhalb Mil-
lionen Frauen mit Minijobs. Millionen 
Kinder leben am Rand der Armuts-
grenze. Die Kitas reichen noch immer 

Frauen 
mit 

Halsband

JENS JANSEN

FEUILLETON

nicht. Die Ausbildung des Perso-
nals schon gar nicht. Wer als Mäd-
chen auf Barbiepuppen dressiert 
wird, wird eher einen Model-Kurs 
anstreben als eine Technik-Schu-
le besuchen. Die Mädchen ha-
ben zwar bessere Zeugnisse, aber 
schlechtere Chancen. In den Füh-
rungsetagen der DAX-Konzerne 
trifft man selten auf eine Manage-
rin, trotz Quotengesetz. Der »Rat 
der Götter« bleibt unter sich. Ande-
re Betriebe machen das etwas an-
ders, nur eben zu selten sozial ge-
recht. 
Wenn man bedenkt, wie viele spe-
zielle Eingreiftruppen hierzulande 
die sogenannten »Gefährder« aus 
dem Netz der Terroristen verfol-
gen, dann wünschte man sich ge-
gen die »Gefährder des sozialen 
Friedens« doppelt so viele Wach-
posten für Gauner wie Schlecker, 
für Karstadt bis Siemens, für Quel-
le bis Amazon. Die Degradierung 
der Frauen beginnt nicht auf der 
Lohnliste und endet nicht bei den 
faulen Witzen der Spaßmacher im 
Fernsehen.

Illustration: Ale Sund
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GESCHICHTE

Raubfrieden
Am 3. März 1918 unterzeichneten Sowjetrussland und das kaiserliche Deutschland 
den Vertrag von Brest-Litowsk VON RONALD FRIEDMANN

 Am 8. November 1917, buch-
stäblich nur Stunden nach der 
Übernahme der politischen 

Macht durch die Bolschewiki, verab-
schiedete der Allrussische Rätekon-
gress der Arbeiter-, Soldaten und Bau-
erndeputierten das von Lenin formu-
lierte Dekret über den Frieden. Es for-
derte alle kriegführenden Staaten zur 
sofortigen Aufnahme von Verhandlun-
gen über einen Frieden ohne Annexi-
onen und Kontributionen auf. Allen 
Völkern wurde das Recht zuerkannt, 
ihre Geschicke selbst zu bestimmen. 
Mehr noch: Mit dem Dekret über den 
Frieden wurde zum ersten Mal in der 
Geschichte in einem offi ziellen staat-
lichen Dokument der Krieg als Mittel 
zur Lösung von internationalen Kon-
fl ikten verurteilt.

Im Ergebnis dieser Friedensinitiati-
ve trat am 15. Dezember 1918 ein Waf-
fenstillstand zwischen Sowjetrussland 
und Deutschland in Kraft, nachdem 
die Kampfhandlungen bereits in den 
Tagen zuvor weitgehend zum Erliegen 
gekommen waren. Am 22. Dezember 
1918 begannen in der westrussischen 
Festungsstadt Brest-Litowsk die offi zi-
ellen Verhandlungen über einen Frie-
densvertrag.

Die sowjetrussische Regierung 
wollte den Frieden nicht nur, sie 
brauchte ihn auch. Es galt, die Lage 
zu stabilisieren und die infolge von 
Krieg und Revolution niederliegende 
Wirtschaft wieder in Gang zu setzen. 
So war die sowjetrussische Regierung 
von vornherein zu weitgehenden Zu-
geständnissen bereit. Allerdings hoff-
ten Lenin und seine Genossen auf Hil-

fe und Unterstützung von außen. Eine 
starke revolutionäre Bewegung gegen 
den Krieg insbesondere in Deutsch-
land, so die Überlegung, würde die ei-
gene Verhandlungsposition stärken. 
Der sowjetrussische Delegationsleiter 
hatte die Weisung erhalten, die Ver-
handlungen nicht zu forcieren, son-
dern auf Zeit zu spielen.

Das kaiserliche Deutschland aller-
dings wollte eine schnelle Lösung, die 
der militärischen Führung nicht nur 
erlauben würde, Truppen aus dem Os-
ten abzuziehen und im Westen für ei-
ne »Entscheidungsschlacht« einzuset-
zen. Deutschland wollte auch und vor 
allem die Ukraine von Russland ab-
trennen und so den vollen Zugriff auf 
deren Ressourcen – industrielle Roh-
stoffe und Getreide – erlangen.

Am 10. Februar 1918 brach Trotz-
ki, der seit Anfang Januar die sowjet-
russische Delegation in Brest-Litowsk 
geleitet hatte, die Verhandlungen an-
gesichts der räuberischen deutschen 
Forderungen ab. Gegenüber Lenin 
und der sowjetrussischen Regierung 
signalisierte er, dass auch Deutsch-
land mit einem bloßen Waffenstill-
stand zufrieden wäre und dass es des-
halb auch ohne Friedensvertrag zu 
keiner Fortsetzung des Krieges kom-
men würde. Doch war dies eine ver-
hängnisvolle Fehleinschätzung. 

Am 16. Februar 1918 erklärte 
Deutschland den Waffenstillstand für 
beendet, am 17. Februar 1918 wurden 
die Kampfhandlungen wieder aufge-
nommen. Zwei Tage später musste So-
wjetrussland um Frieden bitten und 
der deutschen Seite mitteilen, dass es 

nunmehr zur vollständigen Annah-
me aller Bedingungen bereit sei. »Es 
gibt keine Armee mehr«, übermittelte 
Lenin in einem Telefongespräch dem 
Moskauer Sowjet. Die Deutschen grif-
fen die ganze Front an. »Wer sich von 
der Sache und nicht von Phrasen lei-
ten lässt, muss Frieden schließen und 
im Innern die Revolution weiter festi-
gen und vertiefen.«

Zeit gewonnen

Die Forderungen, die Deutschland 
nun durchsetzen konnte, waren we-
sentlich dramatischer als die Bedin-
gungen, die Trotzki noch wenige Ta-
ge zuvor als unannehmbar zurück-
gewiesen hatte: die Abtrennung Li-
tauens, Polens und weiterer Gebiete 
des ehemaligen Zarenreiches von So-
wjetrussland, die Anerkennung Finn-
lands und der Ukraine als selbständi-
ge Staaten, die Aufrechterhaltung des 
Okkupationsregimes deutscher Trup-
pen in den besetzten Gebieten bis zum 
allgemeinen Frieden, der Abzug sow-
jetrussischer Truppen aus der Ukrai-
ne, aus Estland, Livland und Finnland 
und vieles mehr. Durch das Abkom-
men wurde ein Territorium von rund 
einer Million Quadratkilometer mit 
einer Bevölkerung von 46 Millionen 
Menschen von Sowjetrussland abge-
trennt. Das Land verlor seine wert-
vollsten Getreidegebiete, fast alle Öl-
quellen, 90 Prozent seiner Kohlengru-
ben und 54 Prozent seiner Industrie. 
Doch das Land gewann Zeit.

Angesichts der revolutionären Ent-
wicklungen in Deutschland annullier-
te die sowjetrussische Regierung am 
13. November 1918 das Abkommen 
von Brest-Litowsk. Mit dem Versail-
ler Friedensvertrag vom 28. Juni 1919 
musste die deutsche Seite die völker-
rechtliche Gültigkeit dieses Schritts 
anerkennen. 

Das Abkommen von Brest-Litowsk 
blieb eine Episode. Doch es steht bis 
heute als Beispiel für einen »klassi-
schen« Raubfrieden. 

Der Friedensvertrag von Brest-Litowsk wurde in den Amtssprachen der 

unterzeichnenden Staaten abgefasst: in Deutsch, Ungarisch, Bulgarisch, 

Osmanisch und Russisch Foto: Archiv
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▀ Das Flüstern des Wassers
Guillermo del Toros Film »Das Flüs-
tern des Wassers« würde wohl den 
Test der Grafi kerin Alison Bechdel 
zur Überprüfung stereotyper Frau-
enrollen im Film zumindest zum 
Teil bestehen. Der Test hat drei Kri-
terien: Gibt es mindestens zwei 
Frauenrollen? Sprechen die Frauen 
miteinander? Unterhalten sie sich 
über etwas anderes als Männer?
Ja, in der Tat gibt es zwei Frau-
en, und sie sprechen nicht über ei-
nen Mann, sondern über biologi-
sche Waffen. Elisa und Zelda put-
zen ein hochgeheimes Forschungs-
labor. Es sind die sechziger Jahre, 
Höhepunkt des Kalten Krieges – 
die Systemkonkurrenten Russland 
und USA versuchen, sich unter und 
über Wasser auszustechen. 
Als Kind verlor Elisa ihre Stimm-

bänder. Zu ihrer Arbeit als Reinigungs-
kraft im Hochsicherheitstrakt gehört 
das Aufräumen rund um das Wasser-
bassin, wo ein Amphibienwesen lebt. 
Es wurde im Amazonasgebiet gefan-
gen, wo es bei den Einheimischen ei-
ne große Nummer war – und als Gott 
verehrt wurde. Nun will man den Or-
ganismus auf seine Kriegstauglich-
keit hin erforschen, die Russen sol-
len das Nachsehen haben. Wer nicht 
spurt, wird mit dem Elektroschocker 
traktiert. 
Es geht ruppig zu, der Schmutz, den 
die stumme Elisa wegzuschrubben 
hat, kommt allzu oft von schlimmen 
Verletzungen. Die junge Frau verliebt 
sich in den nassen Kollegen — kein 
Wunder: Jeden Morgen steigt sie mit 
wohligen Gefühlen aus der Badewan-
ne. Zum Frühstück masturbiert sie. 
Wie erginge es ihr wohl mit einem Ge-

Kalter 
Krieg

 JÜRGEN KIONTKE

NEU IM KINO

schöpf, das im Wasser, dort bei ihr 
ganz zu Hause wäre? 
Es steht die arbeitende Klasse im 
Mittelpunkt. Labortier und Hygiene-
personal handeln solidarisch und 
gewinnbringend. Hier haben sich 
zwei gefunden, die sich – stum-
me Frau, stummer Fisch – auf An-
hieb verstehen. Sie teilen die Liebe 
für gekochte Eier und Jazz. Kommu-
niziert wird per Gebärdensprache, 
und Gesten machen beider Leben 
aus. Dies ist ein märchenhafter Film 
mit wunderschönen Szenen. 
»Das ist doch nur eine Affe mit 
Fischfl ossen«, schreit der sadisti-
sche Sicherheitschef Strickland. 
Soll er doch, die Nervensäge. Letz-
ten Endes sehen wir, wie ein un-
glücklicher Mann dafür Sorge zu 
tragen gedenkt, dass die ganze 
Welt unglücklich ist. Der Film fi n-
det dafür ein passendes Bild: Die 
Finger, die die Amphibie dem Offi -
zier abgebissen und die man wie-
der angenäht hat, faulen an der 
Hand vor sich hin. Es ist eine Sze-
ne schlimmster Selbstverachtung, 
wenn er sich die Gliedmaßen wie-
der ausreißt. Ein grausamer Kon-
trast zu dem schönen Leben, von 
dem Elisa und das Wasserwesen 
gestikulieren. 
Wenn auch diesmal nicht der So-
zialismus über die Ausbeutung tri-
umphiert, so doch die Liebe. Es ist 
anzunehmen, dass die beiden un-
tertauchen. 
> Kinostart: 15. Februar 2018

Liebe in Zeiten des 

Kalten Krieges: Elisa 

(Sally Hawkins) mag 

das Amphibienwesen 

Foto: Twentieth 
Century Fox, 2017
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 Über das späte Erscheinen von Siegfried Lenz‘ 
zweiten 1951 geschriebenen Roman und die 
Gründe, warum er zu Zeiten des Kalten Krie-

ges nicht erschienen ist, wurde – auch Dank der dem 
Roman angefügten Dokumentation – schon viel ge-
schrieben. Inzwischen liegt der 2016 erschienene 
Roman »Der Überläufer« im Taschenbuch vor. Dass 
die Handlung ins letzte Kriegsjahr 1944/45 führt, 
mag für manchen lediglich als ein Teil nachgehol-
ter Geschichtsschreibung gelten, aber »Der Über-
läufer« wirft durchaus Fragen auf, die in die heutige 
Zeit zielen, in der es noch immer Kriege gibt. Und der 
Mensch steht wohl immer wieder vor der Entschei-
dung, was richtig oder falsch, gut oder böse ist.
Walter Proska, der Protagonist, der Held des Buches, 
wird als junger Soldat Teil einer abgehängten Trup-
pe, die noch immer Befehlen gehorchend, von Parti-
sanen und Mücken umringt das »Vaterland« vertei-
digen. Er lernt das Mädchen Wanda kennen und ver-
liebt sich, wie sich herausstellt – in eine Partisanin, 
die den Zug, in dem er sie illegal mitfahren lässt, in 
die Luft sprengen will. Er sieht Kameraden an seiner 
Seite sterben und erschießt selbst einen Menschen, 
von dem sich später herausstellt, dass es der Bruder 
von Wanda war … Es gibt vieles, was in dieser Ge-
schichte als »Normalität des Krieges« aufeinander-
trifft, Schreckliches, aber durchaus auch Beglücken-
des. Aber anders als in einem Videospiel, in dem nur 
das Siegen zählt, schaltet sich hier immer wieder das 
Gewissen ein. Und schließlich ist das der Übertritt 
Proskas zur Roten Armee, er hat sich nicht nur in den 
Feind verliebt, er ist auch noch übergelaufen. Er woll-
te immer das Richtige tun. Doch es gibt auch ein Da-
nach und die entscheidenden Fragen, was ist rich-
tig, was ist gut, stellen sich wieder neu. Man kommt 
nicht umhin, sich ihnen immer wieder zu stellen.

Siegfried Lenz
Der Überläufer

Roman
dtv
368 Seiten, 10,90 Euro

DENKMAL

 
Zum 30jährigen Jubilä-
um des Mauerfalls im Jahr 
2019 soll der sogenannte 
Mauerweg nach dem Wil-
len der rot-rot-grünen Re-
gierungskoalition in Berlin 
als einmaliges historisches 
Zeugnis instandgesetzt und 
dauerhaft gesichert wer-
den. In Zusammenarbeit 
mit dem Land Branden-
burg soll der Berliner Senat 
ein Konzept erarbeiten, um 
den Mauerweg zu erhalten 
und zu ertüchtigen. Ziel der 
gemeinsam erarbeiteten 
Strategie sind die Beseiti-
gung von Schäden, die Ver-
besserung der verkehrli-
chen Erschließung und der 
Begeh- beziehungsweise 
Befahrbarkeit des Weges 
sowie die umfassende Her-
stellung der Barrierefreiheit 
auf dem gesamten Stre-
ckengebiet. Zum langfristi-
gen Erhalt soll geprüft wer-
den, ob der Mauerweg un-
ter Denkmalschutz gestellt 
werden kann. 

NIEDERSORBISCH

Die Landesregierung in 
Potsdam hat den ersten 
Bericht zur Lage des sor-
bischen/wendischen Vol-
kes im Land Brandenburg 
vorgelegt. Die Minderhei-
tenpolitik habe einen ge-
waltigen Schritt nach vorn 
gemacht, so die minder-
heitenpolitische Spreche-
rin der Linksfraktion im 
Landtag, Anke Schwarzen-
berg. Doch zugleich stün-
den noch gewaltige Aufga-
ben vor der Landespolitik, 

aber auch vor den Sorben/
Wenden. Zentral sei der Er-
halt der niedersorbischen 
Sprache, der Mutterspra-
che der Sorben/Wenden in 
der Niederlausitz, die von 
der UNESCO als bedrohte 
Sprache eingeordnet wur-
de. Die Pfl ege, vor allem 
aber die Vermittlung der 
niedersorbischen Sprache 
in hoher Qualität, sei die 
zentrale Frage der Bran-
denburger Minderheiten-
politik, auf die die Kräfte 
konzentriert werden müss-
ten.

FEIERTAG

Die Regierungen der nord-
deutschen Bundesländer 
haben sich auf die Einfüh-
rung des Reformations-
tages am 31. Oktober als 
weiteren gesetzlichen Fei-
ertag verständigt. Die end-
gültige Entscheidung tref-
fen die zuständigen Lan-
desparlamente. DIE LIN-
KE lehnt diesen Schritt ab. 
Kristina Vogt, Vorsitzen-
de der Linksfraktion in der 
Bremischen Bürgerschaft 
stellte fest, dass an christli-
chen Feiertagen kein Man-
gel bestehe. Deshalb habe 
DIE LINKE frühzeitig gefor-
dert, den 8. Mai als Tag der 
Befreiung vom Nationalso-
zialismus oder den 8. März 
als internationalen Frauen-
tag zum gesetzlichen Feier-
tag zu machen. Gegen den 
Reformationstag würden 
auch inhaltliche Gründe 
sprechen, die sich aus Lu-
thers antisemitischen Hetz-
schriften und seiner Rol-
le im Bauernkrieg ergeben 
würden.
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 V
or einhundert Jahren, am 
12. November 1918, 
wurde in Deutschland das 
Frauenwahlrecht ausgeru-
fen. Den Weg bereitete 

die deutsche Novemberrevolution, die 
zehn Tage zuvor in Kiel unter der 
Losung »Frieden und Brot« begann.
Auch einhundert Jahre danach gilt es 
für Linke, den Kampf um die Gleich-
stellung der Frauen als Teil des 
Kampfes gegen die soziale Ungleich-
heit zu führen. 
Denn nicht nur das Frauenwahlrecht 
jährt sich in 2018. Auch die Einkom-
mensungleichheit ist in Deutschland 
heute wieder so groß wie vor hundert 
Jahren, wie der »Weltreport über Un-
gleichheit« kürzlich feststellte. Beson-
ders betroffen davon sind auch heute 
Frauen: Sie erhalten doppelt so häufi g 
Niedriglöhne wie Männer, die Kluft ist 
in Deutschland so groß wie fast nir-
gendwo sonst in Europa.
Was dies im Alltag bedeutet, kann 
man erfahren, wenn man sich mit un-
serer Genossin Petra Vogel aus Bo-
chum unterhält. Petra arbeitet als 
Gebäudereinigerin in Bochum, ein 
Fernsehauftritt während des Bun-
destagswahlkampfes machte sie 
deutschlandweit bekannt. Im »ZDF-
Klartext« konfrontierte sie Ange-
la Merkel mit den Armutsrenten in 
Deutschland und ließ sie sprachlos zu-
rück.
Wenn Petra von sich und ihren Kol-
leginnen spricht, wird schnell klar, 
was schief läuft. Harte Arbeit für ei-
nen Hungerlohn ist der Alltag der Rei-
nigungskräfte. In rund zehn Minuten 
müssen sie ein komplettes Kranken-
hauszimmer putzen. Für ein Badezim-
mer mit Spiegel, Waschbecken, Tür, 
Toilette und Kacheln sind maximal vier 
Minuten vorgesehen. 
Die Hetze ist kein Zufall: Die Reini-
gungsunternehmen verlangen seit Jah-
ren von ihren Beschäftigten, schneller 
zu arbeiten.
Heute muss jede Gebäudereinigerin 
etwa doppelt so viel Fläche reinigen 
wie vor 30 Jahren, als Petra Vogel in 
der Branche anfi ng. 
Die Löhne dagegen sind lächerlich 
niedrig. Selbst als Vollzeitkraft ge-
hen die meisten mit 1.050 Euro nach 
Hause. Die zahlreichen Teilzeitkräf-

te bekommen höchstens 650 Euro 
und müssen oft aufstocken. Der Lohn 
für ihre harte Arbeit liegt unwesent-
lich über dem gesetzlichen Existenz-
minimum. 
Wenn einer alleinerziehenden Kollegin 
dann beispielsweise der Herd kaputt 
geht, steckt sie sofort in einem Dilem-
ma: Sie kann ihren Kindern schließlich 
nicht nur Butterbrote zu den Mahlzei-
ten anbieten, aber einen neuen Herd 
leisten kann sie sich auch nicht. Mit 
einem befristeten Vertrag bekommen 
diese Frauen oft nicht einmal einen 
Kredit für eine solche Anschaffung. 
Auch aus dem Sozialleben bleiben vie-
le Frauen mit diesen Löhnen ausge-
schlossen.
Als Petra vor Jahren mit Kolleginnen 
eine Kegelgruppe gründete, stiegen 
schnell die ersten wieder aus. Zehn 
Euro und zwei Getränke im Lokal wa-
ren selbst einmal im Monat nicht drin. 
Und dieses Leben wird auch nach der 
Erwerbszeit weitergehen. 
Wenn Petra Vogel in Rente geht, hat 
sie 40 Jahre Vollzeit gearbeitet und 
bekommt dafür gerade 654 Euro. Sie 
weiß jetzt schon, dass sie dann auf-
stocken muss. 
Viele ihrer Kolleginnen werden außer-
dem nicht bis zum gesetzlichen Ren-
tenalter arbeiten können. Die har-
te körperliche Arbeit, der Stress, die 
schweren Wäsche- und Müllsäcke füh-
ren oft zu Rückenproblemen und Knie-
schmerzen. Ab Mitte 50 sind viele an-
geschlagen, kaum jemand wird bis 
zum Alter von 67 im Betrieb bleiben 
können. 
Die Kanzlerin hatte dazu im ZDF-Klar-
text keine Antworten. Petra sieht das 
so: Sie und ihre Kolleginnen werden 
ein Leben lang dafür bestraft, dass 
sie in unserem Gesundheitssystem für 
Sauberkeit sorgen.
Wenn wir als LINKE auch bei Themen 
wie Gleichberechtigung und Feminis-
mus die Menschen besser erreichen 
wollen, dann sollten wir Frauen wie 
Petra mehr zuhören. Ich denke, »Frie-
den und Brot« bleiben auch 100 Jah-
re nach Einführung des Frauenwahl-
rechts Kernforderungen der Linken. 

Sahra Wagenknecht ist 
Co-Vorsitzende der Linksfraktion 
im Bundestag

MÄRZKOLUMNE
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Ungleichheit 
der Einkommen 
so hoch wie vor 

100 Jahren

SAHRA WAGENKNECHT



SEITE ZWEIUNDDREISSIG

Conny Dahmen/Clara Zetkin

»Ohne Befreiung der Frau 
kein Sozialismus!«

Manifest-Verlag, 2016
52 Seiten, 3 Euro

ISBN 978-3-96156-012-7


